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1 Einleitung 
 

Menschen mit Down-Syndrom seien weder in der Lage einen Hochschulabschluss zu 

erlangen, noch seien sie geeignet als Lehrer zu arbeiten. (vgl. Barthel, 2012) 

Diese Aussage traf ein Politiker1der AfD Partei, der sich abwertend über einen Spani-

schen Lehrer mit Down-Syndrom in einem sozialen Netzwerk geäußert hatte. (vgl. Bar-

thel, 2012) Solch eine Aussage und solch ein Denken im Jahr 2014 schockierte und 

regte zum Nachdenken über die AfD Partei und vor allem über das Bild von Menschen 

mit Behinderung an. Dass Menschen mit Behinderung kritisch betrachtet werden oder 

mit zahlreichen negativen Erfahrungen umgehen müssen, ist auch den Ereignissen 

aus der Vergangenheit geschuldet. Bereits im Zeitalter der Antike entsprachen MmB 

nicht dem Menschenbild der überwiegenden Bevölkerung und wurden deshalb in jeder 

Lebenslage benachteiligt und diskriminiert. Vor allem die Tötungen beziehungsweise 

die Euthanasieverbrechen des Nationalsozialistischen Regimes, die noch bis Mitte des 

20. Jh. andauerten, waren einschlägige Ereignisse in der geschichtlichen Entwicklung 

von MmB in Deutschland. (vgl. Mürner, Sierck, 2012; vgl. Kuhlmann, 1995; vgl. Bruch-

hausen, Schott, 2008) Um das Leben für MmB dennoch erträglicher zu gestalten, gab 

es erste Hoffnungen durch den Zusatz im Artikel 3 des Grundgesetzes „Niemand darf 

wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“(Art. 3, § 3, S.2 GG), die im Jahr 2006 

verabschiedete Behindertenrechtskonvention und durch die Herausbildung zahlreicher 

Institutionen, wie den Behindertenverbänden oder dem Integrationsämter, womit wich-

tige Meilensteine gelegt wurden. Jedoch werden trotz der Maßnahmen, die die Teilha-

be von MmB am Leben erleichtern sollen, MmB klischeehaft betrachtet und haben es 

viel schwerer als Menschen ohne Behinderung, zum Beispiel bei der Teilhabe am Be-

rufsleben. (vgl. Institut für Demoskopie, 2011; vgl. Leske, 2007, S.2) 

Rund 7,3 Millionen Menschen mit Schwerbehinderung, das bedeutet mit einem Grad 

der Behinderung ≥ 50 v. H, lebten bis Ende 2011 in der Bundesrepublik Deutschland. 

(vgl. Statistisches Bundesamt, 2013) „Die Zahl der schwerbehinderten Menschen ist 

2011 im Vergleich zur Erhebung 2009 um 2,6 % gestiegen. Gegenüber 2001 ist die 

Zahl der schwerbehinderten Menschen 2011 um 8,6% gestiegen“ (Statistisches Bun-

desamt, 2011). 

                                                
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit, wurde in dieser Bachelorarbeit auf eine geschlechts-

spezifische Differenzierung verzichtet. Bei allen, in der Bachelorarbeit vorkommenden Perso-

nenbezeichnungen, wird das weibliche als auch das männliche Geschlecht inbegriffen. 
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Abbildung 1 Schwerbehinderte Menschen am Jahresende – Zeitreihe von1997 bis 
2011 

Durch die wachsende Zahl behinderter Menschen und der offensichtlichen Benachteili-

gung behinderter Menschen im Berufsleben, nimmt das Thema Inklusion und Teilhabe 

am Berufsleben einen hohen Stellenwert ein. Aufgrund der hohen Relevanz und Aktua-

lität wurde das Thema ausgewählt. 

Vor diesem Hintergrund wurden leitfadengestützte Experteninterviews in der Stadt 

Zwickau durchgeführt. Die Interviews sollten die Hintergründe für bestehende berufli-

che Barrieren von Arbeitgeber, Arbeitnehmer mit Behinderung und dritter Instanzen 

realistisch betrachten, wobei der Fokus auf den beruflichen Barrieren dritter lag. Se-

kundär sollte ein erhöhter Wissenszuwachs zu diesem Themengebiet erlangt werden. 

Letztlich sollte aus den Ergebnissen ein möglicher Handlungsbedarf für die Stadt 

Zwickau und deren Akteure, die mit der Problematik in Verbindung stehen, abgeleitet 

werden.  

Zu Beginn der Bachelorarbeit wurden theoretische Aspekte, wie gesetzliche Bestim-

mungen, Begriffserklärungen und der aktuelle Forschungsstand dargestellt. Darauf 

folgte das Methodenkapitel. In diesem wurde unter anderem die Literaturrecherche 

erläutert und die Wahl des Erhebungsinstrumentes dargestellt sowie die Datenauswer-

tung beschrieben. Zum Schluss wurden die Ergebnisse der qualitativen Experteninter-
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views dargestellt, diskutiert und das methodische Vorgehen kritisch beurteilt. Abschlie-

ßend erfolgte eine zusammenfassende Darstellung der Bachelorarbeit mit einem Re-

sümee.  
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2 Theoretischer Hintergrund  
 

In diesem Kapitel werden unter anderem die Begriffe, wie Behinderung, Inklusion und 

Integration erläutert. Ebenso stellt ein historischer Rückblick, von der Antike bis zur 

Gegenwart, das Leben behinderter Menschen dar. 

2.1 Begriffsdefinition 

 

2.1.1 Behinderung und Menschen mit Behinderung 

 
Seit den 90er Jahren wird das Verhältnis zwischen Normalität und Behinderung mehr 

und mehr als positiv betrachtet und formuliert. Vor allem der Behindertenbegriff hat 

sich im Laufe der Jahre bis in die Gegenwart positiv geändert und wurde stark durch 

historische Ereignisse geprägt. „Der Begriff Behinderung klassifiziert […] Menschen mit 

unterschiedlichsten gesundheitlichen Schädigungen und Beeinträchtigungen; seine 

Definitionen folgen konkreten gesellschaftlichen Regelungs-und Steuerungsmecha-

nismen der Bereiche Bildung, Wirtschaft und Soziale Sicherung“ (Schildmann, 2001, S. 

8). Durch die zahlreichen Dimensionen von Behinderung existiert weder auf Internatio-

naler noch auf nationaler Eben eine einheitliche Definition von Behinderung. Folgende 

Beispieldefinitionen existieren: 

„Zu den Menschen mit Behinderung zählen Menschen, die langfristige körperliche, 

seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwir-

kung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 

Teilhabe an der Gesellschaft hindern können.“ (Art.1 BRK) 

„Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder see-

lische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für 

das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in 

der Gesellschaft beeinträchtigt ist.“ (§3 BGG ;. §2 Abs. 1 SGB IX) 

Dadurch wurde sich auf die Definition nach dem SGBIX /BGG, die für das Bachelor-

thema am sinnvollsten erschien, festgelegt. Durch diese Definition wurde auch ersicht-

lich, dass Behinderung in 3 Hauptkategorien eingeteilt wird. Neben diesen drei 

Hauptkategorien existieren weitere Kategorien, wie Blindheit, Hörbehinderung oder 

Lernbehinderung. (vgl. BIH, 2010a; vgl. Cloerkes, 2007, S. 21, 249) 

2.1.2 Integration und Inklusion 

 
Vom Begriff der Exklusion über den Begriff der Normalität, bildete sich der Integrati-

onsbegriff heraus. Dieser wurde im Laufe der Jahre immer wieder in eine andere Be-
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ziehung gesetzt, wobei er gegenwärtig überwiegend in Zusammenhang mit dem 

Schulsystem und der Pädagogik genutzt wird. Durch die verschiedenen Interpretatio-

nen von den Wissenschaften der Soziologie, Philosophie oder Bildungspolitik sind ein 

einheitliches Verständnis und Definition schwierig. In der Soziologie wird die „Integrati-

on als ein sozialer Prozess, in dem ein Mensch oder mehrere Menschen unter Zuwei-

sung von Position und Funktionen in die Sozialstruktur eines sozialen Systems aufge-

nommen werden“, verstanden (Endruweit, Trommsdorf, 1989, S. 307f in Gloerkes, 

2007 S. 210). Das bedeutet für MmB, dass sie neben nicht behinderten Menschen ge-

meinsam, in allen Lebenslagen, leben können um die gleichen Chancen zu haben. 

Über den Integrationsbegriff hinaus, wurde versucht Menschen mit Behinderung mehr 

und mehr in die Gesellschaft und deren Lebensbereiche zu integrieren. Nach der In-

tegration wird gegenwärtig von der Inklusion und einer inklusiven Gesellschaft gespro-

chen. Die Begrifflichkeiten können nicht klar voneinander abgetrennt werden, weil sie 

im Sprachgebrauch vermischt werden und für viele das gleiche bedeuten. Daher kann 

auch für den Inklusionsbegriff keine einheitliche Definition entstehen, wobei es eine 

gewisse Abgrenzung gibt. Demnach soll Inklusion die Schwächen der Integration 

überwinden, das heißt Inklusion soll dem sozialpolitischen Kontext neuen Schwung 

verleihen und somit zügige Neuerungen schaffen. (vgl. Coerkes, 2007, S. 210ff.) 

 

2.2 Historischer Hintergrund  

 
Nachfolgend wird ein Abriss über die Stellung von Menschen mit Behinderung, von der 

Zeit des Römischen Reiches bis in die Gegenwart, gegeben. 

2.2.1 Von der Römische Antike bis Anfang des 19.Jh 

 
Das Zeitalter der Römischen Antike wurde davon geprägt, dass Männer die meisten 

Rechte im Gegensatz zu Frauen, Kinder oder MmB besaßen. Ein Recht der Väter war, 

über ihre Kinder zu entscheiden. Das bedeutete, wenn einem Vater sein Kind nicht 

gefiel, wurde es ausgesetzt oder getötet, weil das Kind beispielsweise anders aussah 

oder behindert war. Dieses Verhalten wurde im Zwölftafelgesetz als rechtmäßig fest-

geschrieben, da in diesem die Tötung behinderter Kinder erwünscht wurde. Unterstüt-

zung fanden MmB in der römischen Antike lediglich durch ihre Familie, was aber auch 

abhängig davon war ob der MmB in einer wohlhabenden oder ärmeren Familie auf-

wuchs. Eine Veränderung für behinderte und kranke Menschen brachte in der Antike 

die Religion, insbesondere der Glaube an Gott, mit sich. In dieser Zeit wurde Behinde-

rung und Krankheit als gottgegebenes Schicksal und somit unter den Schutz Gottes 

gestellt. (vgl. DIM, 2014,vgl. Barsch, 2010) 
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Im Mittelalter wurde der sogenannte Sachsenspiegel verfasst. Er war der erste il-

lustrierte Gesetzestext, in dem u. a. geregelt wurde, wer als lebensfähig galt und wie 

dies zu beweisen war. Ein Beispiel dafür ist die Behauptung, dass Frauen mit Behinde-

rung vom Teufel besessen waren. Diese Unterstellung konnte jedoch widerlegt wer-

den, indem Frauen mit Behinderung zur Kirche gingen. Trotz dessen durften weiterhin 

vor allem Kinder mit körperlicher Behinderung misshandelt oder getötet werden. Etwas 

besser erging es erwachsenen, körperbehinderten Menschen im Mittelalter. Diese durf-

ten auf Marktplätzen betteln, wobei einige Städte wie Nürnberg eine Bettelordnung 

erließen. Die Bettelordnung beinhaltete u.a., dass das Betteln genehmigt werden 

musste. Ebenso entstand im Mittelalter der Beruf des Gauklers, durch welchen sich 

MmB auf Jahrmärkten etwas Geld dazuverdienten, da sie sonst keine andere Chance 

auf eine Anstellung hatten. Das war jedoch ein unangenehmer Beruf, da die Menschen 

die Gaukler verspotteten und als Dämonen ansahen. Aufgrund der Zunahme des 

christlichen Glaubens und des Einflusses der Kirche konnten erste soziale Strukturen 

verankert werden. Wegbereiter war Thomas von Aquins, der beispielsweise festlegte, 

dass Behinderte und Arme zur sozialen Ordnung gehören sollen. (vgl. DIM, 2014; vgl. 

Barsch, 2010)  

Im 16.Jh. und 17.Jh. entstanden erste Waisenhäuser für Kinder sowie staatliche Ein-

richtungen für MmB. Des Weiteren wurde diese Zeit durch Taubstummen-und Blinden-

bildung geprägt. Für diese Menschen entstanden auch die ersten Schulen in Paris und 

Leipzig. Ebenso wurden Bücher über das Stammeln und Stottern sowie die Blinden-

schrift entwickelt. (vgl. DIM, 2014; vgl. Barsch,2010) 

2.2.2 Ende des 19.Jh. und Beginn des 20.Jh. 

 

Einer der wichtigsten Meilensteine wurde Ende des 19.Jh. durch die Entstehung des 

Krankenversicherungsgesetzes, Unfallversicherungsgesetzes, Invaliditäts- und Alters-

versicherungsgesetzes gelegt. (vgl. DIM, 2014) Außerdem wurden zahlreiche Männer 

im ersten Weltkrieg verletzt und hatten zum Beispiel ihre Gliedmaßen verloren. Jedoch 

bekamen diese Männer Unterstützung vom Staat. Das bedeutete, dass die Männer in 

spezielle Einrichtungen, ähnlich wie Rehabilitationseinrichtungen, untergebracht wur-

den und dort Rehabilitationsmaßnahmen erhielten. Damit sollte die Arbeitskraft der 

Männer wiederhergestellt werden. (vgl. DIM, 2014; vgl. Mürner, Sierck, 2012, S.12 ff.) 

Der Gynäkologe Christian Friedrich Schatz war hinsichtlich des Themas Behinderung 

und Missgeburten ein erster Kritiker. Er stellte das Klischee der Schönheit und des 

perfekten Menschens in der griechischen Götterwelt in Frage und nannte Beispiele, die 

das Gegenteil beweisen, wie der einäugige Zyklop. (vgl. Mürner, Sierck 2012 S.13 f.) 

Weiterhin wurde die Zeit durch die erste Krüppelzählung für das deutsche Reich und 
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eine erste Definition des Begriffs Behinderung geprägt. Bei der Krüppelzählung wurden 

damals ausschließlich Kinder unter 15 Jahren gezählt. Die Merkmale eines Krüppels 

waren z.B. X oder O Beine. Auch entstand das Krüppelfürsorgegesetz, welches eine 

erste Definition von Krüppelheimen zuließ. (vgl. Mürner, Sierck 2010 S.16ff; vgl. DIM, 

2014) Sie wurden definiert als Anstalten „in welcher durch gleichzeitiges ineinander-

greifen von Klinik, Schule, Berufsausbildung und Berufsberatung der Krüppel zur 

höchstmöglichen wirtschaftlichen Selbstständigkeit gebracht werden soll. “ (Müner, 

Sierck, 2012, S.20f.) Es war ersichtlich, dass eine klare Trennung von Krüppel und 

Kriegsverletzten vorgenommen wurden, wobei die Kriegsverletzten als Helden, die ihr 

Land verteidigten, angesehen wurden. Neben dem Krüppelfürsorgegesetz entstand 

1920 auch das Schwerbeschädigtengesetz, welches als Basis für das heutige SGBIX 

gilt. Durch das Gesetz wurde auch der Ausweis für Schwerbeschädigte erfunden, in 

dem geregelt war, dass Kriegsbeschädigte bevorzugt Arbeitsstellen bekamen und so-

mit die Trennung zum Krüppel eindeutig war. (vgl. Mürner, Sierck, 2010 S.34) 

2.2.3 Behinderung im Nationalsozialismus 

 
Besonders geprägt wurde das 19.Jh durch das Regime der Nationalsozialisten. In die-

ser Zeit wurde das Sterilisationsgesetz eingeführt und galt u.a. für Epileptiker oder 

schizophrene Menschen. Die Entscheidung für eine Sterilisation wurde dabei überwie-

gend von Ärzten übernommen. Weiterhin wurde ein Euthanasie Befehl durch Hitler zur 

Tötung des sogenannten „unwerten Lebens“ gegeben. Das bedeutete, dass Blinde, 

Gehörlose oder auch Alkoholiker ermordet werden sollten. Ebenso grausam waren die 

Tötungen an Kindern mit Behinderung, die von den Pflegeheimen in andere Anstalten 

gebracht wurden und durch Medikamente oder am Hungertot verstarben. Dieses grau-

same Handeln und Denken wurde durch die Schulpädagogik auch den Mädchen und 

Jungen beigebracht, womit weitere potentielle Attentäter, die grausame Verbrechen 

begehen, herangezogen wurden. Nach dieser Zeit wurde das Sterilisationsgesetz ab-

geschafft, wobei erst im Jahr 2007 das Gesetz zur Verhütung Erbkranker durch den 

Bundestag als ungültig erklärt wurde. (vgl. Barsch, 2010, vgl. DIM, 2014; vgl. Mürner, 

Sierck, 2012, S.37 ff.) 

2.2.4 Bundesrepublik Deutschland und Deutsche Demokratische Republik 

 
Erst in der Nachkriegszeit wurde allmählich eine positive Entwicklung hinsichtlich MmB 

deutlich, welche in der DDR und BRD jedoch unterschiedlich verlief.  

In der BRD wurde für Kinder mit Behinderung in den 60er Jahren das Schulpflichtge-

setz eingeführt. Ebenso gründeten sich zahlreiche Vereinigungen, wie der Verband 

deutscher Hilfsschulen, die Lebenshilfe und verschiedene Elternvereine für geistig be-

hinderte Kinder. Vor allem die Aktion Sorgenkind (heute Aktion Mensch) konnte durch 
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Spendenaktionen eine öffentliche Aufmerksamkeit erlangen, was das Bild auf MmB 

etwas verbesserte (vgl. Mürner, Sierk, 2012, S.67; vgl. DIM, 2014; vgl. Barsch, 2010. 

Vorerst bestanden diese Vereinigungen aus Menschen ohne Behinderung, jedoch kam 

es bereits nach einiger Zeit zur Krüppelbewegung. Die Krüppelbewegung wurde durch 

Menschen mit Behinderung organisiert, die selbst mehr Rechte für sich forderten. Wei-

terhin wurde im Bundessozialhilfegesetz verankert, dass Menschen mit Behinderung 

Hilfe in gewissen Lebenslagen bekommen sollen. Ebenso wurde festgelegt, dass staat-

liche Unterstützungen bei jeder Art der Behinderung gewährt werden muss. Hierbei 

tauchte erstmalig der Begriff „Grad der Behinderung“ auf. Letztendlich wurde in der 

BRD das Augenmerk auf die Versorgung von Kriegs-und Arbeitsverletzte und der Wie-

derherstellung der Arbeitsfähigkeit gelegt. ( vgl. DIM, 2014)  

Auch in der DDR wurde verstärkt darauf gedrängt, dass Menschen mit Behinderung 

eine Anstellung fanden. Ebenso sollten die Eltern behinderter Kinder arbeiten gehen, 

weshalb diese oft in Pflegeheime untergebracht wurden. Dennoch genossen diese 

Eltern, gegenüber den Eltern mit behinderten Kindern in der BRD, eine bessere finan-

zielle Versorgung. Was vor allem in der DDR deutlich wurde, dass es wenige Möglich-

keiten gab, öffentliche Aufmerksamkeit auf die Behindertenproblematik zu lenken. (vgl. 

DIM, 2014) 

Nach der Wendezeit um 1990 wurden zahlreiche Gesetze erlassen, wie das Allgemei-

ne Gleichbehandlungsgesetz und das Sozialgesetzbuch. Ebenso wurde der Artikel drei 

des Grundgesetzes um das Benachteiligungsverbot von MmB ergänzt. Ein Rückschlag 

für die tendenziell positive Entwicklung gab es durch das neue Idealbild von Fitness, 

Schönheit und Jugend. Das perfekte Bild von einem Menschen macht bis in die Ge-

genwart all den Menschen, die nicht dieser Ideologie entsprechen; das Leben in der 

Gesellschaft schwer. (vgl. Mürner, Sierk, 2012, S. 121 ff.) 

2.3 Soziologische Betrachtungsweise von Behinderung  

 
„Die Soziologie ist die Wissenschaft vom Zusammenleben der Menschen […]“ (Gloer-

kes, 2007,S.2). Sie befasst sich mit allem was das Zusammenleben und Handeln der 

Menschen betrifft und versucht dafür logische Erklärungen durch analytische Verfahren 

zu geben. Wie in anderen wissenschaftlichen Disziplinen wurden auch in der Soziolo-

gie bestimmte Begrifflichkeiten entwickelt, die eine soziale Wirklichkeit näher betrach-

ten. (vgl. Gloerkes, 2007, S. 2) Dazu zählen die Dialektik von Nähe und Distanz, was 

vor allem in der Soziologie und der Pädagogik in Verbindung mit Behinderung eine 

besondere Bedeutung findet. Es geht dabei nicht um eine Annäherung oder Distanzie-

rung von anderen Menschen im räumlichen Sinne, sondern um ein jeweils als richtig 

empfundenes Maß an subjektiver Wahrnehmung zwischen Menschen der Gesellschaft 
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und deren Probleme. Dieses Phänomen kann auf alle Bereiche des gesellschaftlichen 

Lebens übertragen werden. Ein Beispiel dafür liefert die Auseinandersetzung mit dem 

Tod. Diese Problematik betrifft früher oder später jeden Menschen (Nähe), dennoch 

wird der Tod als negativ empfunden und scheint in nicht greifbarer Nähe zu sein (Dis-

tanz). So ähnlich lässt sich diese Erklärung auch auf die Problematik der Behinderung 

übertragen. Nähe bedeutet in diesem Zusammenhang, dass ein AG sich auf Grund 

gesetzlicher Bestimmungen mit dem Thema Behinderung auseinandersetzen muss. 

Jedoch wird eine Behinderung, wie auch der Tod mit negativen Assoziationen verbun-

den und als individuelle Angelegenheit betrachtet. Deswegen ist es wiederum unange-

nehm sich mit dem Thema auseinanderzusetzen (Distanz). (vgl. Müller, Dörr, 2012, 

vgl. Gloerkes, 2007, S.10) 

 

2.4 Behindertenbild 
 
In Verbindung mit der Dialektik von Nähe und Distanz spielt das Behindertenbild der 

Gesellschaft eine entscheidende Rolle. Da es sich hierbei auch um subjektive Empfind- 

und Wahrnehmungen eines Menschen handelt, stellt das Behindertenbild eine Art 

Grundlage für das Phänomen der Nähe und Distanz dar. Ein Beleg für die negative 

Wahrnehmung liefert eine Befragung des Institutes für Demoskopie Allensbach. Dem-

nach hat die Bevölkerung in der BRD insgesamt ein tendenziell negatives Bild von 

MmB, obwohl die meisten im engeren Familien/- und Bekanntenkreis mit MmB in Kon-

takt stehen. Ebenso negativ wurde die Teilhabe am Berufsleben als weniger bis gar 

nicht gut eingeschätzt. Auch war den Befragten die UN- Behindertenrechtskonvention 

wenig bekannt. Des Weitern waren die Teilnehmer der Meinung, dass die Medien kein 

realistisches Bild von MmB darstellen. Diese tendenziell negative Wahrnehmung der 

deutschen Bevölkerung zeigte, die negativen Assoziationen, die mit dem Behinderten-

begriff und mit MmB in Beziehung gebracht werden. (vgl. Müller, Dörr, 2012; vgl. 

BMAS, 2011) 

 

2.5 Gesetzliche Rahmenbedingungen  

 
Fast in allen gesellschaftlichen und rechtlichen Bereichen werden MmB formal berück-

sichtigt, wie bspw. im Miet-, Hochschul-, Steuer- oder Arbeitsrecht. Dabei bildet das 

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland die Basis der Grundrechte. Im Jahr 

1994 wurde der Zusatz im Artikel 3 des GG „Niemand darf wegen seiner Behinderung 

benachteiligt werden“ ergänzt (Art. 3, Abs. 3, Satz 2 GG). Dass es überhaupt zu die-

sem grundsätzlichen Benachteiligungsverbot von MmB kam, war der kontroversen 

nationalen Diskussion und dem Zusammenschluss von MmB und ihren Verbänden in 
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den 60er Jahren zu verdanken. Damit wurde ein wichtiger Grundstein für die gesetzli-

che Verankerung der Rechte für MmB gelegt. Neben dem Grundgesetzt traten weitere 

gesetzliche Regelungen für MmB und speziell für Arbeitnehmer mit Behinderung in 

Kraft. (vgl. Cloerkes ,2007, S.41;vgl. Mürner, Sierck, 2012, S.122 ff.) 

2.5.1 Sozialgesetzbuch IX-Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 

 
Sieben Jahre später wurde dem Sozialrecht ein neuer einheitlicher Rahmen mit dem 

neunte Sozialgesetzbuch –Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) 

gegeben, wobei das vorher geltende Schwerbehindertengesetz aufgehoben und in das 

SGB IX integriert wurde. Das Gesetz definiert die Leistungen zur Teilhabe als „notwen-

digen Sozialleistungen“, (§4 Abs. 1 SGB IX) die es zur Aufgabe haben, unabhängig 

von der Ursache der Behinderung u.a. auch „die Teilhabe am Arbeitsleben entspre-

chend den Neigungen und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern“ (§4 Abs. 1 S 3.SGB IX). 

Neben den allgemeinen Regelungen wurden speziell in diesem Gesetz die Rechte und 

Pflichten für MmB und Arbeitgeber verankert. Die zentralsten Aspekte die sich auf die 

Problematik der Bachelorarbeit beziehen werden nachfolgend näher erläutert. 

2.5.2 Rechte und Pflichten für Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit Behinderung 

 

2.5 2.1 Pflichten für Arbeitnehmer mit Behinderung und Gleichgestellte 

 
Bevor MmB ihre Rechte gegenüber dem Arbeitgeber geltend machen können, msind 

sie verpflichtet ihre Behinderung nachzuweisen. Das funktioniert, indem ein Antrag 

beim Versorgungsamt gestellt wird. Dabei wird der GdB und gegebenenfalls ein Merk-

zeichen, wie BL für Blind, festgelegt und zum Nachweis ein Behindertenausweis aus-

gestellt. (vgl. Behindertenbeauftragte der Bundesregierung, 2014)  

2.5.2.2 Rechte für Arbeitnehmer mit Behinderung und Gleichgestellte 

 
Im Beschäftigungsverhältnis gelten für schwerbehinderte Menschen fünf Sonderrechte, 

wie bspw., dass der Arbeitsplatz behindertengerecht ausgestattet sein muss oder die 

besondere Berücksichtigung bei beruflichen Bildungsmaßnahmen. (vgl. § 81 Abs. 4 

S.1-5 SGB IX) Ebenso werden Renten und andere Leistungen, die ein MmB erhält, 

nicht auf das Arbeitsentgelt angerechnet. (vgl. § 123 SGBIX.) Weiterhin wurde vom 

Gesetzgeber beschlossen, dass Menschen mit Schwerbehinderung keine Überstunden 

ableisten müssen (vgl. § 124SGB IX) und dem MmSb Zusatzurlaub in Höhe von fünf 

Tagen zustehen. (vgl. § 125 SGB IX) Neben diesen Rechten gewährt der Gesetzgeber 

auch dem sogenannten Nachteilsausgleich, der bei bestimmten Voraussetzungen je-

dem MmB zusteht. Dieser beinhaltet bspw. einen Freibetrag bei der Einkommens/-und 
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Lohnsteuer, oder eine verlängerte Prüfungszeit in der Schul- und Studienzeit (vgl. §126 

SGBIX; vgl. BHI, 2010); vgl. Leske, 2007, S. 17) 

2.5.2.3 Rechte für Arbeitgeber 

 
Im Fokus stehen dabei die Inanspruchnahme von finanzieller Unterstützung sowie die 

Beratung durch die Integrationsämter und die Agenturen für Arbeit. Der Gesetzgeber 

sieht hierfür vor, dass dem AG 

- „Ausbildungszuschüsse zur betrieblichen Ausführung von Bildungsleistungen,  

- Zuschüsse für Arbeitshilfen im Betrieb,  

- Teilweise oder volle Kostenerstattung für eine befristete Probebeschäftigung, 

- Eingliederungszuschüsse“ (§ 34 Abs.1 S.1-4 SGBIX; Leske, 2007, S.15) zu-

stehen. 

Von einem Eingliederungszuschuss wird gesprochen, wenn sich ein Arbeitgeber für 

einen Menschen mit Behinderung entscheidet. Dann kann er bspw. auf Antrag einen 

Eingliederungszuschuss von der zuständigen Agentur für Arbeit erhalten. Das bedeu-

tet, die Förderung kann bis zu 70 Prozent vom Arbeitsentgelt für zwei bis maximal fünf 

Jahre gewährt werden, wobei nach einem Jahr der Zuschuss um zehn Prozent sinkt. 

Dabei wurde festgelegt, dass der AG bei Inanspruchnahme dieser finanziellen Leistun-

gen den ANmB für maximal zwölf Monate bzw. je nach Förderungsdauer weiter be-

schäftigt. (vgl. Bundesagentur für Arbeit, 2013) 

2.5.2.4 Pflichten für Arbeitgeber  

 
Der AG hat die Pflicht ab der Anzahl von 20 Arbeitsplätzen bzw. wenn das Unterneh-

men ein Kleinunternehmen ist oder größer, schwerbehinderte Menschen zu beschäfti-

gen und bevorzugt einzustellen. (vgl. § 71 Abs.1 SGBIX; vgl. § 122 SGB IX) Eine be-

sondere Pflicht gilt dabei für öffentliche AG. Diese müssen eine frei werdende Stelle an 

die Agentur für Arbeit melden und Bewerber mit Behinderung bevorzugt berücksichti-

gen und zu einem Vorstellungsgespräch einladen, es sei denn ein Bewerber eignet 

sich fachlich nicht. (vgl. § 82 SGBIX) Eine besondere Beachtung wurde dem Kündi-

gungsschutz in Bezug auf Arbeitnehmer mit Schwerbehinderung gegeben. Im Rahmen 

einer Kündigung darf der Arbeitgeber nur durch einen Antrag (vgl. § 87 SGBIX) und 

somit nur unter Rücksprache und Zustimmung des zuständigen Integrationsamtes dem 

SbM kündigen. (vgl. § 85 SGBIX) Dazu muss das jeweilige Integrationsamt innerhalb 

eines Monats seine Entscheidung den beiden Parteien mittteilen und zusätzlich der 

Agentur für Arbeit eine Mitteilung erstellen. (vgl. § 88 SGBIX)  

Der Gesetzgeber hat des Weiteren festgelegt, dass AG vorbeugende Maßnahmen 

bzgl. möglicherweise auftretender Probleme mit behinderten AN, wie bspw. langer Ar-
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beitsunfähigkeit, treffen muss. Zur Lösung und Verbesserung solcher Situationen soll 

der AG die Schwerbehindertenvertretung oder das zuständige Integrationsamt involvie-

ren. Eine geeignete präventive Maßnahme wäre demnach, das betriebliche Eingliede-

rungsmanagement, welches mit einer Prämie gefördert wird. (vgl. § 84 Abs. 1-2SGB 

IX) 

Weiterhin muss der Arbeitgeber, solange er die vorgeschriebene Zahl von schwerbe-

hinderten Arbeitnehmern nicht beschäftigt, eine Ausgleichsabgabe zahlen. Jedoch gibt 

diese Abgabe dem AG nicht das Recht, sich auf diese Abgabe zurück zu ziehen, denn 

er soll trotzdem weiterhin an der Beschäftigung von MmB interessiert sein und versu-

chen diese einzustellen. (vgl.§ 77 Abs.1 SGB IX) Die Ausgleichsabgabe kann abhängig 

von der Betriebsgröße und der entsprechenden Pflichtarbeitsplatzzahl zwischen 105€ 

und 260€ monatlich liegen und muss an das zuständige Integrationsamt entrichtet 

werden. (vgl. § 77 Abs.2 SGB IX) 

Ebenso wurde vom Gesetzgeber eine gewisse Zusammenarbeitspflicht zwischen den 

Arbeitgebern und verschiedenen Ämtern festgelegt. Zum Beispiel müssen die AG re-

gelmäßig den Kontakt zur Agentur für Arbeit suchen, um sich dort nach geeigneten 

MmB als potentielle Arbeitnehmer zu erkundigen. (vgl. §81 Abs.1 SGBIX) Ebenso sind 

die AG verpflichtet, ein Verzeichnis über die aktuelle Zahl der beschäftigten, schwer-

behinderten Arbeitnehmer anzulegen und dieses auf Verlangen der Agentur für Arbeit 

oder dem Integrationsamt vorzulegen. (vgl. § 80Abs. 1 SGBIX) Dazu müssen AG ein-

mal jährlich das Verzeichnis der Agentur für Arbeit übersenden, damit diese bspw. die 

Beschäftigungspflicht oder die Überwachung der Ausgleichsabgabe vornehmen kann. 

(vgl. § 80 Abs. 2SGBIX)  

Eine Schwerbehindertenvertretung wird in einem Unternehmen mit mindestens fünf 

schwerbehinderten Menschen gewählt, das bedeutet eine Vertrauensperson und ein 

Stellvertreter führen die Tätigkeit ehrenamtlich aus. (vgl. § 94 Abs. 1SGBIX; vgl. § 96, 

Abs. 1 SGBIX) Für die Ausübung der ehrenamtlichen Stelle dürfen die gewählten Per-

sonen nicht behindert, benachteiligt oder besonders bevorzugt werden (vgl. §96, Abs. 

2) Neben der Schwerbehindertenvertretung kann der AG auch einen Beauftragten für 

Behinderung bestellen, der selbst eine Behinderung haben darf und die Interessen der 

schwerbehinderten Menschen vertritt (vgl. § 98 SG B IX) Zusätzlich muss eine Integra-

tionsvereinbarung zwischen dem AG und den beiden Vertretern für ANmB beschlossen 

werden. Der Inhalt der Integrationsvereinbarung wurde vom Gesetzgeber festgeschrie-

ben. Demnach sollen ANmB besonders bei der Stellenbesetzung berücksichtigt wer-

den oder in den Genuss von präventiven Maßnahmen kommen. Des Weiteren sieht die 
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Vereinbarung ein betriebliches Eingliederungsmanagement für MmB vor. (vgl. §83 Abs. 

2a S.2 SGBIX; vgl. § 83, Abs. 2a S.5 SGB IX) 

2.5.3 Behindertengleichstellungsgesetz  

 
Auch das BBG stellt nunmehr seit 12 Jahren eine wichtige Rechtsnorm für MmB dar 

und richtet sich insbesondere an die öffentlichen Träger. Aspekte, wie die Verpflichtung 

zur Gleichstellung und Barrierefreiheit im Bereich Bau und Verkehr oder das Recht auf 

barrierefreie Informationstechnik wurden hier festgelegt. Damit dieses Gesetzt umge-

setzt werden konnte, musste es auf Länderebene herunter gebrochen werden. (vgl. §.8 

und § 11 BGG) 

2.5. 4 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 

 
Im Jahr 2006 trat das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz in Kraft. „Ziel des Geset-

zes ist, Benachteiligungen aus Gründen [ … ] einer Behinderung […] zu verhindern 

oder zu beseitigen“ (§ 1 AGG). Neben diesem allgemeinen Grundsatz, der bereits im 

Grundgesetz verankert wurde, wurden hier auch Aspekte, die zu einer Benachteiligung 

u. a. im Arbeitsleben führen, definiert. So zum Beispiel. „die Bedingungen, einschließ-

lich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu unselbstständi-

ger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher 

Position, sowie für den beruflichen Aufstieg, die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingun-

gen einschließlich Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingungen, insbesondere in indivi-

dual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen und Maßnahmen bei der Durchführung 

und Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg, 

[… ]“ (§ 2 Abs. 1 S. 1-2 AGG). 

2.5.5 UN- Behindertenrechtskonvention  

 
Ein letzter Meilenstein wurde seitens der Vereinten Nationen mit dem „Übereinkommen 

über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ gelegt. Neben Begriffsbestimmun-

gen und historischen Aspekten, orientiert sich die Behindertenrechtskonvention haupt-

sächlich an den Menschenrechten. Die BRK hat den Zweck, „den vollen und gleichbe-

rechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit Be-

hinderungen zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten“ (Art. 1 BRK).  

Konkret verfolgt die BRK das Ziel, dass das Verständnis von Behinderung ständig wei-

terentwickelt wird und dass die Vielfalt von MmB zu berücksichtigen ist. Weiterhin leg-

ten die Vertragsstaaten fest, dass die Medien eine zentrale Rolle zur Wahrnehmung 

eines positiven Behindertenbildes einnehmen. (vgl. Mürner, Sierck, 2012, S.132) Ne-

ben diesem Gesichtspunkt wurden auch Rahmenbedingungen zur Arbeit und Beschäf-

tigung festgelegt. Das bedeutete, dass MmB u.a. das gleiche Recht auf Arbeit haben 

http://www.behindertenrechtskonvention.info/stichwort/menschenrechte-2/
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wie Menschen ohne Behinderung, nicht diskriminiert werden, ein Recht auf Weiterbil-

dung haben oder die Möglichkeit besteht in einem öffentlichen oder privaten Unter-

nehmen zu arbeiten. (vgl. Art. 27 BRK) 

 

2.6 Sozialpolitische Berücksichtigung – Behindertenpolitik 

 
Die Behindertenpolitik nimmt aufgrund ihres hohen Sozialbudgets eine zentrale Stel-

lung ein und ist neben Krankheit, Alter und Unfall eines der wichtigsten sozialpoliti-

schen Themen. (vgl. Maschke, 2004) 

Im aktuellen Koalitionsvertrag der Bundesregierung, bestehend aus CDU, CSU und der 

SPD, wurde zum Thema Menschen mit und ohne Behinderung ein Leitgedanke fest-

gehalten und beschrieben. Dieser besagt, dass nichts über den Kopf von MmB hinweg 

entschieden werden sollte. Ebenso sollen MmB mehr in politische Entscheidungen 

einbezogen und verstärkt in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden. Zugleich sollte 

die Rolle der Schwerbehindertenvertretungen verbessert und andere AN und AG sen-

sibilisiert werden. Des Weiteren wurde im Koalitionsvertrag dargestellt, dass der Über-

gang von Behindertenwerkstätten in den ersten Arbeitsmarkt verbesset werden sollte. 

(vgl., CDU/CSU, SPD, 2013, S.77f.) Weitere Aspekte waren:  

- die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

- die Barrierefreiheit im Netz 

- das Reformieren der Eingliederungshilfen sowie  

- die Entwicklung eines modernen Teilhaberechts. (vgl. CDU/ CSU, SPD, 2013, 

S. 77f) 

Auch auf Landesebene wurden in der nun auslaufenden Sächsischen Koalitionsver-

einbarung, zwischen CDU und FDP, MmB berücksichtigt. Ein zentraler Aspekt war 

dabei, dass die Teilhabe am Arbeitsleben von MmB verbessert werden soll, in dem 

eine „Allianz zur Beschäftigungsförderung von Menschen mit Behinderung“ gegründet 

werden soll.(vgl. CDU, FDP, 2009, S. 26) Diese Allianz wurde tatsächlich im Jahr 2011 

gegründet und besteht somit seit drei Jahren, im Mittelpunkt stand dabei „möglichst 

viele Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in eine Ausbildung zu bringen.“ 

(Staatsministerium für Kultus)  

Neben dem Bund und den Ländern, beschäftigen sich auch Kommunen mit der The-

matik. Speziell für die Stadt Zwickau existiert ein Stadtentwicklungskonzept, worin all-

gemein die Berücksichtigung von MmB und die Verbesserung, hinsichtlich der bauli-

chen Barrierefreiheit Beachtung findet. ( vgl. Stadt Zwickau) 
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Ob auf Bundes-, Landes- oder Kommunaler Ebene, in jeder Ebene wurden Arbeit und 

Behinderung berücksichtigt und eine Verbesserung der Situation versprochen, jedoch 

mit wenigen konkreten Lösungsmöglichkeiten. 

 

2.7 Forschungsstand 

 
Auf Basis der Literaturrecherche konnten drei nationale Studien identifiziert werden. 

Eine Studie wurde über die Homepage des Bundesministeriums für Familie, Senioren 

Frauen und Jugend in den Publikationen gesichtet. Dabei handelte es sich um eine 

Untersuchung bzw. Vorstudie, die die Leistungen und Maßnahmen zur beruflichen 

Teilhabe für MmB analysierte. Außerdem sollte untersucht werden, ob ein möglicher 

Forschungsbedarf besteht. (vgl. infas, 2009) Letztendlich wurden zwei weitere Studien 

über die Suchmaschine Google gesichtet. Diese werden nachfolgend vorgestellt, weil 

sie am besten mit dem Thema der vorliegenden Arbeit in Verbindung gebracht werden 

können.  

2.7.1 Studie A 

 
Die Pilotstudie zur beruflichen Teilhabe, wurde 2012 durch Aktion Mensch als Auftrag 

an die Universität Köln gegeben. Die Pilotstudie untersuchte in acht Monaten die 

Chancen und Barrieren für hochqualifizierte MmB. Hintergrund war, dass Hochschul-

abgänger in den Übergang zum Erwerbsleben einige Barrieren überwinden müssen. 

Jedoch werden diese Barrieren durch eine Behinderung zusätzlich verstärkt. Ebenso 

waren die, von der Bundesregierung unterzeichnete UN- BRK, sowie die Aspekte im 

SGB XI ausschlaggebend für die Studie. (vgl. Aktion Mensch, 2008,S.8ff) 

Das Ziel der Studie war es, die Situation hochqualifizierter MmB am Übergang zum 

Erwerbsleben unter Berücksichtigung der Zielgruppe hinsichtlich der Fachkräftediskus-

sion in Deutschland zu analysieren. Die Daten wurden durch eine Literaturrecherche 

und einem empirischen Teil erhoben. (vgl. Aktion Mensch, 2008,S.8ff) 

Ergebnis der Literaturrecherche war, dass die Inklusion von hochqualifizierten MmB 

nur unzureichend Betrachtung in der Fachkräftemangeldiskussion findet. (vgl. Aktion 

Mensch, 2008, S.19 ff.) 

Durch die Projektgruppe Zukunftswerkstatt an der Uni Köln wurden primäre Daten er-

hoben. In der Zukunftswerkstatt wurde die Thematik in drei Phasen besprochen, disku-

tiert und Lösungs- sowie Handlungsansätze formuliert. Ergebnisse durch die Projekt-

gruppe Zukunftswerkstatt waren, dass Barrieren hinsichtlich baulicher, technischer 

sowie finanzieller Art existierten. Finanzielle Barrieren bezogen sich bspw. darauf, dass 
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soziale Leistungsträger den Bachelor bereits als qualifizierenden Abschluss ansahen 

und ein weiterführendes Studium, wie den Master, als Zweitstudium werteten. Das be-

deutete, dass Sozialleistungen nicht unbedingt gewehrt werden müssen. Weiterhin 

zählten zu den Barrieren fehlende Unterstützungsangebote für AG und für Studierende 

mit psychologischen Beeinträchtigungen. Hinsichtlich dieser Barrieren wurde festgehal-

ten, dass Betroffene oft die Behinderung verschweigen, weil sie Angst vor Diskriminie-

rung oder Ungleichbehandlung haben. Demgegenüber standen die Lehrer die Berüh-

rungsangst und Unsicherheit schüren. Lösungsansätze waren u. a., dass:  

- die Universitätsleitung zu sensibilisieren ist, 

- mehr Informationen über die Problematik in den Hochschulzeitschriften zu ver-

öffentlichen ist,  

-  Mentoring Konzepte oder Beratungs/- und Informationsangebote, wie Tutorien 

anzubieten sind. (vgl. Aktion Mensch, 2008, S.19 ff.) 

Des Weiteren wurden 74 Experten anhand eines Fragebogens online befragt. Zur Ziel-

gruppe zählten Leistungsträger, wie die Agentur für Arbeit, Aus- und Weiterbildungs-

träger, AG und potentielle hochqualifizierte ANmB. Der Fragebogen beinhaltete sozio-

graphische Daten und die Aufforderung der Teilnehmer sich in eine Akteurgruppe, wie 

Leistungsträger einzuteilen. Das Kernelement der Befragung waren vier offene Fragen 

zu positiven und negativen Erfahrungen bzgl. wahrgenommener Barrieren sowie zum 

Übergang hochqualifizierter MmB in das Berufsleben. (vgl. Aktion Mensch, 2008, S.37 

ff) 

Zentrale Ergebnisse waren, dass zahlreiche positive Erfahrungen, hinsichtlich der Leis-

tungsbereitschaft, der Motivation und der tatsächlichen Arbeitsleistung von MmB ge-

nannt wurden. Ebenso wiesen potentielle ANmB auf gute Unterstützungsprogramme 

von bisherigen AG und Hochschulen hin. Interessant war auch, dass AG meist über 

positive Erfahrungen mit MmB berichteten, während AN über mehr negative Erfahrun-

gen berichteten. Das bedeutete, dass die AN und Leistungserbringer vor allem Unsi-

cherheit und Unwille den AG unterstellten. Hinsichtlich der angegebenen Barrieren 

wurden vergleichbare Angaben zur Zukunftswerkstatt gemacht. Alle Befragten gaben 

an, dass bauliche und psychologische Barrieren, wie Stigmatisierung oder Vorurteile 

dazu zählen. Ebenso wurde den AG durch die anderen Akteure Barrieren in den Köp-

fen und fehlende Aufklärung zugeschrieben, wobei die AG das nicht angaben. (vgl. 

Aktion Mensch., 2008,S.37 ff) Weiterhin wurden Probleme in der Bürokratie und den 

unklaren Verantwortlichkeiten sowie Angst vor erhörten Krankheitstagen und den be-

sonderen Kündigungsschutz von den befragten AG genannt. Dies war jedoch wider-

sprüchlich, da in den negativen Erfahrungen keine Aussage dazu gemacht wurde und 



23 
 

somit auch in der Vergangenheit keine negativen Erfahrungen gesammelt wurden. Ein 

letzter Punkt waren die Angaben zu den Verbesserungsvorschlägen. Darunter zählten, 

dass mehr Aufklärung und Information mit der Reduzierung der Bürokratie einhergehen 

sollten. Des Weiteren gaben alle Akteure an, dass die Öffentlichkeitsarbeit MmB und 

die Kommunikation von positiven Erfahrungen verbessert werden soll. (vgl. Aktion 

Mensch, 2008, S.47 f.) 

Insgesamt gesehen war die Pilotstudie nicht repräsentativ, aber es wurden Tendenzen 

und interessante Aspekte beleuchtet, die Anstoß zum Handeln geben sollten. (vgl. Ak-

tion Mensch e.V., 2008, S.49ff) 

2.7.2 Studie B 

 
Eine weitere qualitative Studie wurde 2010 im Land Bremen im Auftrag des zuständi-

gen Versorgungs-/Integrationsamtes durchgeführt. Die Studie befasste sich mit den 

Einstellungsgründen –und Hemmnissen sowie mit der Akzeptanz der Instrumente, die 

zur Integration von MmB auf dem Arbeitsmarkt dienten. Hintergrund der Studie war, 

dass obwohl Aufklärungs-und Öffentlichkeitsarbeit in Bremen geleistet wurde, es in der 

privaten Wirtschaft Einstellungshemmnisse gegenüber MmB existierten. 

Das oberste Ziel war es, aus den Ergebnissen Verbesserungspotentiale für die erfolg-

reiche Vermittlung von MmB auf dem ersten Arbeitsmarkt zu erforschen. 

Insgesamt nahmen an den Interviews 39 Betriebe aus verschiedenen Wirtschaftszwei-

gen teil. (vgl. IAW, 2012, S.16ff.) Hauptauswahlkriterien waren dabei, dass die Betriebe 

neben der Betriebsgröße und Branche in Panel 1und Panel 2 eingeteilt wurden. Panel 

1 Betriebe waren die, die „die Quote von 5% (über-)erfüllen) sollten und Auskunft über 

die positiven Gründe, die zur Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen geführt 

haben geben“ (IWA, 2012, S.12). Panel 2 Betriebe waren, „die die keine oder nur ver-

einzelt schwerbehinderte Menschen beschäftigen und sollten Erkenntnisse über die 

Hemmnisse, die der Einrichtung solcher Arbeitsplätze entgegenstehen, erbringen“ (I-

WA, 2012, S.12). 

Ergebnisse der Studie waren u.a. dass vor allem Großbetriebe des verarbeitenden 

Gewerbes MmSb über die gesetzliche Quote einstellen. Dazu wurde parallel eine Zu-

nahme der älter werden Belegschaft ohne Behinderung verzeichnet, die wie ANmB 

besondere Anforderungen an den Arbeitsplatz haben. Deshalb stellen Großbetriebe 

weniger MmB ein und das Problem verschärft sich durch den demografischen Entwick-

lungstrend. (vgl. IWA, 2012, S.21. ff) Des Weiteren wurde festgestellt, dass die Nichter-

füllung der Beschäftigungsquote von MmB und die im Zuge dessen zu zahlenden Aus-

gleichsabgabe für AG nicht Hauptgrund für oder gegen eine Einstellung von MmB dar-
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stellt. Für die Unternehmen zählte eher der wirtschaftlich lohnendere Nutzen, der durch 

den Arbeitnehmer mit Behinderung erzielt wird. (vgl. IWA, 2012, S.23) Dass sich die 

Einstellung der ANmB wirtschaftlich lohnen muss, wird zwar auch bei Betrieben von 

Panel 1 deutlich, jedoch sind in diesen Betrieben viele AN mit inneren Erkrankungen 

angestellt, die nicht sofort gesehen werden und solche, die sich in ihrer Leistungsfähig-

keit nicht zu den andern AN unterscheiden. (vgl. IWA, 2012, S.68 ff)Ein heterogenes 

Ergebnis wurde in Bezug auf die Leistungsfähigkeit als Einstellungsbedingung- und 

Hemmnis festgestellt. In Panel 2 Betrieben wurde angegeben, dass die Flexibilität und 

Qualifikationen meistens zu hoch für MmB sind, wobei dies auch mit eigenen negativen 

Erfahrungen und Problemen erklärt wurde. Leider wurde dieses Denken auf die ge-

samten arbeitssuchenden schwerbehinderten Arbeitnehmer verallgemeinert. Demnach 

wurde oftmals die Überprüfung aufgrund dieses Stigmas vernachlässigt, ob ein ANmB 

einen bestimmten Arbeitsplatz ausfüllen kann. (vgl. IWA, 2012, S.23 f.) Beide Panels 

lehnten den besonderen Kündigungsschutz für AN mit Behinderung ab. Hinsichtlich der 

Zusammenarbeit mit dem zuständigen Integrationsamt wurde bei Panel 1 Betrieben 

keine Barrieren ersichtlich. Sie lassen sich auf die Kooperation mit den Integrationsäm-

tern ein. Ebenso spielte die Inanspruchnahme der Unterstützungsleistungen von den 

Integrationsämtern eine entscheidende Rolle und wurden, in hohem Maße in Anspruch 

genommen sowie als wichtiges Instrument angesehen. Vor allem in der Wirtschaftlich-

keitsrechnung sollten diese Leistungen mit einbezogen werden. Die Empfehlung war, 

dass solche Punkte vermehrt in der betriebswirtschaftlichen Ausbildung gelehrt wer-

den. Im Gegensatz dazu besteht bei Panel 2 Betrieben Skepsis und ein eher negatives 

Bild gegenüber den Integrationsämtern. Insgesamt wurden Verbesserungspotentiale 

hinsichtlich der Öffentlichkeitsarbeit sowie bei der Realisierung aktueller Aktionsfeldern 

beispielsweise mehr Unterstützung für Existenzgründer gesehen. (vgl. IAW, 2012, S. 

57 ff) 
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3 Ziel-/Fragestellung 
 

Durch persönliche Gespräche und Erfahrungen aus Medien sowie der Präsenz des 

Themas Inklusion und Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben, wurde diese 

Bachelorarbeit angefertigt. Die BA dient dazu, die beruflichen Barrieren der Arbeitge-

ber, Arbeitnehmer mit Behinderung und dritter beteiligter Instanzen zu untersuchen. 

Zudem sollten die Potentiale dritter Instanzen ermittelt und aus den Ergebnissen ein 

möglicher Handlungsbedarf für die Stadt Zwickau und deren beteiligte Akteure am Be-

hindertenmarkt abgeleitet werden. 

Zentrale Forschungsfrage: 

- Welche beruflichen Barrieren existieren für AG, ANmB und dritten Instanzen? 

Weitere Forschungsfragen: 

- Wie ist die Zusammenarbeit zwischen Interessenvertretern für AG, ANmB und 

Leistungsträgern? 

- Welche Vorstellungen und Verbesserungsmöglichkeiten sehen die Befragten 

zukünftig? 
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4 Methodisches Vorgehen 
 

Die Bachelorarbeit basiert auf einem empirischen Forschungsansatz und beinhaltet ein 

qualitatives Forschungsdesign. (vgl. Moser, 2010, S.20 ff.; vgl. Attenslander, 2008) Um 

eine systematische Bearbeitung der BA sicherzustellen, wurde sich am Schema von 

Mayer (2013)„Interview und schriftliche Befragung“ S.30 orientiert. Zu der qualitativen 

Forschung zählt auch die Berücksichtigung der Gütekriterien, jedoch wird „die Anwen-

dung der klassischen Gütekriterien aus der quantitativen Forschung (Objektivität, Reli-

abilität, Validität) auf die qualitative Forschung weitgehend zurückgewiesen. Begründet 

wird dies mit den Besonderheiten des methodischen Vorgehens, den zugrunde liegen-

den erkenntnistheoretischen Positionen sowie ethischen als auch forschungsprakti-

schen Aspekten“ (Mey, Vock, Ruppel). Aus diesem Grund wurde sich in diese Unter-

suchung für die Gütekriterien der Transparenz, Intersubjektivität und der Reichweite 

entschieden. Damit diese Kriterien erfüllt werden können, wurde nachfolgend das me-

thodische Vorgehen, wie die Zusammensetzung der Stichprobe ausführlich erläutert 

(Transparenz), das methodische Vorgehen kritisch reflektiert (Intersubjektivität) und die 

Verallgemeinerung und theoretische Relevanz dargestellt (Reichweite). (vgl. Mey, 

Vock, Ruppel; vgl. Mayer, 2009, S. 55 ff. ) 

 

4.1 Forschungsfeld- Stadt Zwickau  

 
Zwickau existiert seit 1118, verzeichnet gegenwärtig eine Einwohnerzahl von rund 

90000 und zählt damit zu der viertgrößten Stadt in Sachsen. Historisch gesehen wurde 

Zwickau bis in die Gegenwart durch bekannte Persönlichkeiten, wie dem Komponisten 

Robert Schumann, dem Künstler Max Pechstein oder durch die Automobilindustrie 

geprägt. Im sozialen und sportlichen Bereich nimmt seit dem Jahr 1998 die Rollstuhl-

basketballmannschaft, die bereits einige Erfolge in ihrer Vereinsgeschichte verzeich-

nen konnten, eine zentrale Rolle ein. (vgl. Stadt Zwickau, 2014) Bezüglich der Thema-

tik Menschen mit Behinderung strebt die Stadt Zwickau, eine barrierefreie Stadt für 

Menschen mit Behinderung, insbesondere für chronisch kranke Menschen an. Das 

Interesse an einer Inklusion wurde in einem Behinderten / -und Gästeführer sowie in 

einem integrativen Stadtentwicklungskonzept für Zwickau berücksichtigt. Damit die 

Belange von MmB umgesetzt werden können engagieren sich neben einem ehrenamt-

lichen Behindertenbeauftragten auch zahlreiche Vereine und Verbände. (vgl. Stadtver-

waltung Zwickau, 2005/2006) 
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4.2 Literaturrecherche 

 
Die theoretische Basis für die BA wurde durch eine ausführliche und zielgerichtete Lite-

raturrecherche gelegt. Zu Beginn wurde ein Brainstorming durchgeführt. Dabei wurden 

die wichtigsten Begriffe, die in Zusammenhang mit dem Bachelorthema standen, in 

Form einer Mind Map (Anlage 1) dokumentiert (vgl. Moser, 2012, S.52 f). Die Begriffe 

dienten anschließend als Schlagworte für die eigentliche Literaturrecherche, die Ende 

Januar 2014 begann. Schlagworte waren unter anderem: 

 Behinderung,  

 Menschen mit Behinderung, 

  Arbeitnehmer mit Behinderung,  

 Arbeitgeber,  

 Barrieren,  

 Inklusion. 

Primär wurde auf dieser Grundlage nach Literatur in dem Bibliothekskatalog der West-

sächsischen Hochschule Zwickau und insbesondere über Springerlink recherchiert. 

Diese Recherche gestaltete sich als erfolgreich, weil zahlreiche Bücher und Buchbei-

träge zum Thema identifiziert werden konnten. Ebenso wurde auch für den empiri-

schen Forschungsanteil der BA nach relevanter Literatur recherchiert. Dazu dienten 

u.a. Schlagworte wie, Forschungsmethoden, qualitative Forschung, Befragung und 

Interview sowie leitfadengestütztes Experteninterview. Das Material wurde hinsichtlich 

des Titels sowie der Zusammenfassung ausgewählt und quergelesen. Dadurch konn-

ten einige Quellen aufgrund ihres Inhaltes als valide und relevante Literatur ausgewählt 

werden. Analog dazu wurden unter Verwendung der angegebenen Schlagworte, zum 

Thema Behinderung, unterstützend im Internet recherchiert. Dazu wurde die Suchma-

schine Google und Google Scholar verwendet. Im Fokus dieser Recherche standen die 

Webseiten der Bundesministerien für Gesundheit sowie für Arbeit, Familie, Senioren, 

die Agentur für Arbeit und das statistische Bundesamt. Durch diese und weitere Institu-

tionen konnten relevante Publikationen, Studien sowie Aufsätze, die eine hohe Rele-

vanz für die Erstellung der BA darstellten, analysiert werden. Daraufhin konnte ein ers-

tes Exposee verfasst werden, was als Orientierung für den inhaltlichen Rahmen diente. 

Außerdem konnten mit Hilfe der Internetrecherche relevante Personen, die für ein In-

terview zum Bachelorthema in Frage kamen, generiert werden. (vgl. Behrens, Langer, 

2010 S.129 ff.; vgl. Bortz, Döring, 2006, S.47 ff) 
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4.3 Erhebungsmethode  

 
Für die Beantwortung der Forschungsfrage wurde die mündliche Befragung als qualita-

tive Erhebungsmethode ausgewählt. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S.308; vgl. Scholl, 2009, 

S.29 ff.) Neben der mündlichen Befragung existiert in den empirischen Sozialwissen-

schaften die schriftliche Befragung, wobei ein Fragebogen als Erhebungsinstrument 

dient. Beide Methoden sind mit Vor- und Nachteilen behaftet. Dabei wurde die Erstel-

lung eines Fragebogens grundsätzlich mit mehr Vorkenntnissen und einem erhöhten 

Vorbereitungsgrad von der Literatur ausgewiesen. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S.236; vgl. 

Scholl, 2009) Zentrale Kriterien, die für die Auswahl einer persönlichen Befragung 

sprachen, waren unter anderem der Aufbau von Vertrauen zu den befragten Personen, 

der erhöhte Verbindlichkeitsgrad sowie die Möglichkeit des Nachfragens im Gespräch. 

Ebenso wurden mit dieser Erhebungsmethode primäre Daten erhoben, was die Quali-

tät der Informationen erhöht. Ein weiterer Vorteil wurde auch im geringen Einsatz der 

monetären Mittel gesehen. Letztendlich wurde die Problemstellung der Untersuchung 

von der Auswahl der Erhebungsmethode abhängig gemacht. (vgl. Scholl, 2009, S.37 f.) 

Bei der speziellen Befragungsform wurde das persönliche Interview ausgewählt, „das 

auf der Anwesenheit von einem […] Interviewer und einem […] Befragten basiert. Es 

wird deshalb auch als face-to-face Interview bezeichnet“ (Scholl, 2009, S.29). Weil 

diese Einteilung noch nicht explizit genug ist, wurde eine letzte Einteilung vorgenom-

men. Das bedeutet, dass aufgrund der Fragestellung das Interview den Charakter ei-

nes leitfadengestützten Experteninterview erhielt, um damit subjektive Sichtweisen und 

Erfahrungen der Befragten als verbale Daten erheben zu können. (vgl. Bortz, Döring, 

2006, S. 308; vgl. Scholl , 2009, S. 68) 

 

4.4 Beschreibung und Entwicklung des Erhebungsinstruments 

 
Auf Basis der ausgewählten Erhebungsmethode wurde ein Interviewleitfaden als Erhe-

bungsinstrument ausgewählt und in Zusammenarbeit mit dem betreuenden Dozenten 

entwickelt. „Durch den Leitfaden und die darin angesprochenen Themen erhält man ein 

Gerüst für Datenerhebung und Datenanalyse, das Ergebnisse unterschiedlicher Inter-

views vergleichbar macht. Dennoch lässt es genügend Spielraum, spontan aus der 

Interviewsituation heraus neue Fragen und Themen einzubeziehen oder bei der Inter-

viewauswertung auch Themen herauszufiltern, die bei der Leitfadenkonzeption nicht 

antizipiert werden konnten“ (Bortz, Döring, 2006, S.314). Aufgrund der heterogenen 

recherchierten Literatur, für die Entwicklung des Interview-Leitfadens, wurde sich an 

der ausgewählten Literatur orientiert. 
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Zu Beginn der Leitfadenentwicklung wurden grundsätzliche Anforderungen an den Leit-

faden in Anlehnung an Helferlich (2005) definiert und sollte demnach  

- dem Grundprinzip der qualitativen Forschung gerecht werden(Offenheit), 

- eine begrenzte Anzahl von Fragen enthalten,  

- übersichtlich und handhabbar gestaltet sein 

- dem natürlichen Erinnerungs-und Informationsfluss gerecht werden, 

- spontane Erzählungen zulassen. 

Darauffolgend wurden Fragen formuliert, die zur Beantwortung der Forschungsfrage 

dienten. Die Fragen orientierten sich an der Studie von Aktion Mensch Seite 61. ff, den 

theoretischen Überlegungen, persönlichen Erfahrungen sowie der recherchierten Lite-

ratur. (vgl. Mayer, 2009, S.43 ) Danach wurde der vorläufige Fragenkatalog mit etwa 

20 Fragen bezogen auf die Sinnhaftigkeit, Praktikabilität und auf Dopplungen überprüft 

und wurden bei Bedarf teilweise optimiert. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S.244) Aufgrund 

der Menge an Fragen wurden Kategorien generiert, in denen die Fragen zum Teil in 

Stichpunkte sinnvoll zugeordnet wurden, um den Interviewer zu entlasten und die spä-

tere Vergleichbarkeit der Interviews zu gewährleisten. (vgl. Mayer, 2009, S.45) Danach 

wurde zu jeder Kategorie eine Hauptfrage in offener Form formuliert, wobei die Stich-

punkte im Interview als Detailierungsfragen gestellt wurden. (vgl. Bortz, Döring, 2006, 

S. 314) Der ausgearbeitete Interview- Leitfaden (Anlage 2) umfasst drei DIN A4 Seiten, 

wobei die erste Seite den Namen, die Funktion und Arbeitsstelle des Interviewteilneh-

mers sowie das Datum des Interviews beinhaltet. Es folgten Stichpunkte, die als Ge-

dankenstütze des Interviewers dienen sollten, wie der Hinweis auf die Forschungs-

grundsätze oder die Dauer des Interviews, sowie das Untersuchungsthema. (vgl. Ma-

yer, 2009, S. 54)  

Um den Einstieg in das Gespräch zu erleichtern, sollte die erste Kategorie die sozio-

graphischen Daten des Gesprächspartners erfassen. Diese Hauptfrage war als Ein-

stiegsfrage zu sehen, weil diese in jedem Interview gestellt wurde. Die darauffolgenden 

Kategorien stellten den Hauptteil des Interviews dar und beinhalteten die Erfahrungen 

und das Erleben des Interviewteilnehmers. Den Schluss bildete die Kategorie Zu-

kunftsvorstellungen mit anschließender Danksagung.  

Nach der Entwicklung des Erhebungsinstrumentes wurde auch die Sicherstellung der 

Datenerhebung geplant. Dadurch, dass kein standardisierter Fragebogen zur Verfü-

gung stand, welcher gleichzeitig als Aufzeichnungsmedium bei schriftlichen Befragun-

gen dient, sollte die Datenerhebung durch das digitale Olympus WS-200 S Tonauf-

zeichnungsgerät technisch unterstützt werden um den Datenverlust zu minimieren. 

(vgl. Scholl, 2009, S.183 ff; vgl. Mayer, 2009, S.47) 
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Ein letzter zentraler Aspekt, der bei der Planung des Interviewleitfadens notwendig 

wurde, war die Berücksichtigung der ethischen Grundsätze, um die Rechte der Inter-

viewteilnehmer einzuhalten. Deshalb wurde neben der mündlichen Aufklärung, eine 

Einverständniserklärung (Anlage 3) verfasst, die jedem Interviewteilnehmer eine 

schriftliche Bestätigung über die Einhaltung der Forschungsgrundsätze, seitens des 

Interviewers, bestätigte. Die im Fokus stehenden ethischen Grundsätze umfassten die 

Informationspflicht des Interviewers, die Gewährleistung der Anonymität der persönli-

chen Angaben des Teilnehmers und der freiwilligen Untersuchungsteilnahme. (vgl. 

Scholl, 2009, S. 238 ff.; vgl. Bortz, Döring, 2006, S. 43 ff.; vgl. Barthalomeyczik, 2004, 

S.102) 

 

4.5 Stichprobenauswahl 

 
Die Stichprobe wurde zielgerichtet, zweckgebunden und systematisch, auf der Basis 

von zugrundeliegenden Vorüberlegungen, Studie A und B sowie der Fragestellung 

gebildet. (vgl. Attenslander, 2008, S.256; vgl. Mayer, 2009, S.39f.) Es wurden Experten 

ausgewählt, die selbst die Zielgruppe bildeten und zugleich über andere Zielgruppen, 

insbesondere über Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit Behinderung, Auskunft geben 

konnten. Die Experten wurden als Interessenvertreter bzw. dritte Instanzen gesehen, 

die aussagekräftige Informationen und Erfahrungen dem Interviewer berichten konn-

ten. (vgl. Mayer, 2009, S.41; vgl. Scholl, 2009, S.68) Begründet wurde die Stichpro-

benauswahl damit, dass zum einen die Grundgesamtheit, der in Zwickau lebenden und 

beschäftigten MmB, unbekannt war.( vgl. Mayer, 2013 S.38) Zum anderen wäre es aus 

datenschutzrechtlichen Gründen und mit einem enormen Aufwand verbunden, die Na-

men und Adressen der ANmB von den Firmen zu erhalten. Ebenso wurden keine Ar-

beitgeber direkt befragt, da auch hier die Auswahl nach Branchen willkürlich gewesen 

wäre. Dadurch, dass die bisher durchgeführten Studien lediglich Städte oder Regionen 

der alten Bundesländer beleuchteten, wurde die Studie in Sachsen insbesondere in der 

Stadt Zwickau durchgeführt. Die Anzahl der Stichprobe sollte sieben Experten beinhal-

ten. Ein Experte sagte kurzfristig ab und einem Anderen wurde es nicht gestattet eine 

Auskunft zu dem Thema zu geben. Aus diesen genannten Gründen wurde die Stich-

probe für die BA gebildet, um diese letztendlich in einem angemessenen Rahmen an-

zufertigen. Einen Überblick über die Stichprobe der hier zugrunde liegenden Arbeit gibt 

Tabelle 1.  
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Tabelle 1 Stichprobenverteilung 

Interessenvertreter 

Arbeitnehmer mit 

Behinderung  

Interessenvertreter 

Arbeitgeber  

 

Leistungsträger Gesamt 

2 1 2 5 

 
Die erste Kontaktaufnahme zu den Experten wurde durch eine E- Mail hergestellt. In 

dieser Nachricht wurden die potentiellen Interviewteilnehmer über das Thema der BA 

und die Fragestellung der Untersuchung informiert. Außerdem erfolgte eine Anfrage, 

ob grundsätzlich die Bereitschaft an dem Interview teilzunehmen besteht. Auf Grundla-

ge dessen wurde einige Zeit später, mit jeder Person, die einwilligte, eine telefonische 

Terminvereinbarung getroffen. Dabei wurden der Interviewort, das Datum und die Uhr-

zeit gemeinsam mit den Interviewteilnehmern festgelegt. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S. 

250; vgl. Mayer, 2009, S.46) 

 

4.6 Interviewdurchführung und Pretest 

 
Bevor das Instrument zum Einsatz gebracht werden konnte, wurde ein Pretest mit ei-

ner Person der Schwerbehindertenvertretung einer Zwickauer Institution durchgeführt. 

Die Zielperson wurde aufgrund ihres wissenschaftlichen Hintergrundes und dem Bezug 

zum Bachelorthema bewusst ausgewählt. Der Pre -Test diente dazu, den Umfang des 

Leitfadens, unverständlichen Fragestellungen, die logische Anordnung der Themen 

sowie die wahrscheinliche Dauer des Interviews zu reflektieren. Damit konnten Ver-

besserungspotentiale erkannt und letzte Änderungen im Text, die zum optimalen Ein-

satz des Interviewleitfadens führen sollten, vorgenommen werden. Zu den Änderungen 

zählten: 

- Verbesserung des Layouts (Übersichtlichkeit) 

- alle Leitfragen wurden noch einmal angepasst 

Nachdem dieser Vorgang abgeschlossen war, konnten die Interviews einschließlich 

des Pre - Tests von Ende Mai bis Ende Juni 2014, im Büro der jeweiligen Inter-

viewpartner, durchgeführt werden. (vgl. Mayer, 2013,S.54 f.; vgl. Scholl, 2009, S.203f.; 

vgl. Bortz, Döring, 2006, S. 256) 

Jedes Experteninterview begann mit der Begrüßung und einer Erläuterung über den 

Untersuchungshintergrund. Ebenfalls wurden die Teilnehmer mündlich über die Freiwil-

ligkeit, Anonymität und den notwendigen Einsatz des Tonaufnahmegerätes aufgeklärt, 

wobei dies durch die Einverständniserklärung schriftlich belegt wurde. Danach wurde 
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das Tonaufnahmegerät eingeschalten und mit der Einleitungsfrage begonnen. Infolge 

dessen wurde versucht das Interview erfolgreich zu führen. Das bedeutete, dass ent-

schieden wurde, ob ein oder mehrere Themenkomplexe bereits besprochen und be-

antwortet wurden, der Teilnehmer vom Thema abschweift oder ob nachgefragt werden 

muss. Dabei wurde sich stets um eine entspannte Gesprächsatmosphäre bemüht. Der 

Interviewer beendete das Gespräch mit der Danksagung, dem ausschalten des 

Tonaufnahmegerätes und einem abschließenden kurzen Gespräch und verabschiede-

te sich. (vgl. Bortz, Döring, 2006 S. 251 f.; vgl. Mayer, 2009, S.46 f.) Zum Ende aller 

durchgeführten Interviews wurde festgestellt, dass es zu keinen unerwarteten Störun-

gen oder Beeinträchtigungen während der Gespräche gekommen war, weshalb auf die 

Anfertigung eines Interviewprotokolls verzichtet wurde. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S. 

251 f.) 

 
4.7 Datenaufbereitung 

Um die erhobenen verbalen Daten in brauchbarer Form verwenden zu können, wurde 

sich der EDV - Unterstützung bedient. Die gesamte Phase der Datenaufbereitung/- und 

Auswertung erfolgte mit Windows Vista und dem Microsoft Office 2010/Word Pro-

gramm. 

Die Datenaufbereitung erfolgte in zwei Phasen, wobei die erste Phase durch die Da-

tenübertragung vom Tonaufnahmegerät auf das Notebook geprägt wurde. Bevor die 

Transkription, das heißt die Wiedergabe des gesprochenen Wortes als vollständigen 

Text übertragen werden konnte, mussten Richtlinien, die zur Textgestaltung dienten, 

vorgenommen werden (vgl. Dittmar, 2009, S.52; vgl. Mayer, 2009, S. 193). Es wurden 

die Zeilennummern und Zählabstände aktiviert, sodass der gesamte Text durchnum-

meriert und der rechte Seitenrand auf sieben Zentimeter eingestellt wurde. Dadurch 

konnten maximal 50 Zeichen pro Zeile geschrieben werden, womit ausreichend Platz 

für Randbemerkungen vorhanden war. Danach wurden in jedem Word-Dokument das 

Datum, die Interviewnummer und eine Legende mit Abkürzungen für den Interviewer 

und dem Interviewteilnehmer benannt. Bei der eigentlichen Transkription wurde der 

Text einzeilig verfasst und nach jedem Wechsel des Sprechers eine Leerzeile einge-

fügt und auf der nächsten Zeile mit den vorab festgelegten Abkürzungen in Großbuch-

staben mit einem Doppelpunkt der jeweilige Sprecher gekennzeichnet. (vgl. Dittmar, 

2009, S.96; vgl. Bortz, Döring, 2006, S. 312) Dadurch, dass das Transkribieren einige 

Zeit in Anspruch nahm, wurden kleinere Pausen eingelegt und der Text zwischenge-

speichert. 
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Die zweite Phase hatte das Ziel, das transkribierte Datenmaterial zu bereinigen und auf 

Fehler zu korrigieren. Dazu wurde jedes transkribierte Interview noch einmal mit den 

Audioaufzeichnungen abgeglichen. (vgl. Scholl, 2009, S.186 f.) 

 

4.8 Datenauswertung 

Ziel der Datenauswertung war es, aus den Experteninterviews relevante Informationen 

über die Problemstellung der Untersuchung zu erhalten. (vgl. Mayer, 2009, S.47) Auf-

grund der Literaturrecherche wurde festgestellt, dass zahlreiche und differenzierte Me-

thoden, wie die hermeneutischen, textanalytischen oder konversationsanalytische Ver-

fahren zur Interviewauswertung existieren. (vgl. Scholl, 2009, S. 186; vgl. Bortz, Dö-

ring, 2006, S.328; vgl. Mayer, 2009, S.47) Dadurch, dass lediglich der Inhalt des Tex-

tes im Fokus der Analyse stand, wurde sich an den textanalytischen Verfahren, wie der 

qualitativen Inhaltsanalyse orientiert. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S. 329 ff ; vgl. Scholl, 

2009, S. 183 ff.) 

 

Abbildung 2 Leitfaden- Interviewauswertung 

  

Kodierung (relevante Textteile 
farbig markiert) 

Kategorien bilden 

Pharaprasierung 

Zusammenfassung gleicher 
und ähnlicher Themen und 

Aussagen  

Thematisches ordnen nach 
dem Leitfaden  

Ergebnisdarstellung 
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5 Ergebnisse 
 

Nachdem der theoretische Hintergrund und das methodische Vorgehen ausführlich 

erläutert wurden, werden nachfolgend die Ergebnisse der Experteninterviews darge-

stellt. Die Ergebnisse werden teilweise analog zu den festgelegten Kategorien des In-

terviewleitfadens präsentiert und die Aussagen, jeweils mit der Interview- und Zeilen-

nummer belegt. Insgesamt verliefen die Interviews komplikationsfrei. Außerdem be-

kundete der Interessenvertreter für Arbeitgeber sein Interesse an den Ergebnissen der 

Bachelorarbeit. 

 

5.1 Soziographische Daten 
 
Zu Beginn wurden alle Experten zu ihrem beruflichen Hintergrund, einer vorhandenen 

Behinderung und nach ihren Aufgaben gefragt. 

5 von 5 der Befragte hatten 10 bis über 20 Jahre Erfahrung, durch ihre tägliche Arbeit 

in dem Bereich, gesammelt (Tab.: 2) 2 von 5 der interviewten Personen waren ehren-

amtlich (I2, Z.10; I5, Z. 9-10) und 3 von 5 Befragten hauptberuflich in dem Feld tätig (I1 

Z. 10, I3 Z. 10-13, I4 Z.9-11). Ebenso gaben 4 von 5 Personen an, eine Behinderung 

bzw. körperliche Beeinträchtigungen zu haben, wobei eine Person nicht von einer Be-

hinderung betroffen war, aber im Kollegenkreis Personen kannte (Tab.: 2). 

Tabelle 2 Soziografische Angaben 

Soziographische  

Angaben 

Berufser-

fahrung 

Selbst von Behinde-

rung / körperliche Be-

einträchtigung betroffen 

Kannte Kollegen/Familie 

mit Behinderung 

Interview 1- Beleg/ Zeile 10-11  15-18 

Interview 2 -Beleg/ Zeile 8-12 12  

Interview 3 -Beleg/ Zeile 10-13 15-15  

Interview 4 -Beleg/ Zeile 12- 16 14  

Interview 5 -Beleg/ Zeile 12- 15 15 14 

 

5.1.1 Aufgaben der Interessenvertreter 

 
Jeder Interviewteilnehmer gab an, dass seine Aufgaben Beratung, Aufklärung über die 

Rechte und Pflichten oder über Förderungsmöglichkeiten beinhalten (I1 Z.29-34; I2 Z. 

14-17; I3Z. 20-24; I4 Z. 16-24; I5 Z. 67). Im Fokus der Interessenvertreter von AG und 
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eines Leistungsträgers stand noch die Aufgabe ANmB den Firmen als Fachkräfte dar-

zustellen (I1 Z. 33-34; I4 Z.332-337). 

 

5.2 Erfahrungen 

 
In der Kategorie Erfahrungen wurden die Experten u.a. zu bisher umgesetzten Maß-

nahmen, Zusammenarbeit mit anderen Instanzen und den beruflichen Barrieren be-

fragt. 

5.2.1 Konkrete Maßnahmen zur Aufklärung für Arbeitgeber 

 
2 Experten berichteten von insgesamt drei Veranstaltungen, die in der Vergangenheit 

in Zwickau umgesetzt wurden, um Arbeitgeber aufzuklären. Eine Veranstaltung fand in 

den 90er Jahren statt. An dieser nahmen von 800 eingeladenen Firmen 100 Firmen teil 

(I4 Z. 55-83). Eine weitere Veranstaltung wurde 2010 und 2012 vorbereitet. Dazu mel-

deten sich von 600 eingeladenen Firmen 5 an (I1 Z. 53- 57; 424-431). Diesbezüglich 

merkte ein Experte an, dass seitens der Firmen wenig Interesse am Thema Arbeit-

nehmer mit Behinderung besteht (I 3- Z. 129-131). 

Gründe für das geringe Interesse an den Veranstaltungen: 

- große Betrieb verfügen über Wissen zum Thema, 

kleinere Betrieb beschäftigen sich nicht mit dem Thema bzw. erst bei 

Konfrontation mit diesem (I1 Z.75-84; I4 Z. 85- 103) und sind überfordert 

(I1 Z. 22, 221) 

- kleine Betriebe betreiben keine Prävention für Fachkräfte mit Behinde-

rung (I1 Z.75-84) 

- erst wenn der AG/Chef selbst betroffen ist, besteht Interesse an der 

Thematik (1 Z.266-271; I3 Z.130-131;I 4 Z. 85- 1039; I5 Z. 56-59) 

- erst bei Fachkräftemangel besteht Interesse an MmB (I3 Z.121-123, 

408-411 )  

- AG sieht es nicht als seine Aufgabe sich mit der Problematik auseinan-

derzusetzen ( I4 Z.85- 103) 

- keine Zeit dafür, weil es noch so geht (I4 Z. 352-354) 

 

5.2.2 Bisher umgesetzte Maßnahmen  

 
Der Befragte Interessenvertreter für Arbeitgeber sagte, dass ein Integrationsberater ab 

sofort für ihn selbst und die AG zur Verfügung steht, der das Thema aufarbeitet (I 1 Z. 

205-209). Ebenso wurde ein Merkblatt entworfen, in dem zusammenfassend die Prob-
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lematik dargestellt wurde (I1 Z. 131-137). Ein Leistungsträger berichtete davon, dass 

für seine Instanz ein Casemanagement nur für Sachsen existiert. Infolge dessen wird 

eine Erfolgsprämie an den Bildungsträger gezahlt, der u.a. MmB erfolgreich aus/-und 

weiterbildet (I3 Z. 335). 

5.2.3 Konkrete Maßnahmen zur Aufklärung für Menschen mit Behinderung 

 
Einmal im Jahr findet im Dezember eine „Woche der Menschen mit Behinderung“ statt 

(I 4 Z. 168 -170). Neben dieser Veranstaltung wurde im Jahr 2014 eine Veranstaltung 

mit Kommunalpolitikern durchgeführt. Daran nahmen wenige MmB und IvMmB teil (I2 

Z.160-172). Als Grund für das geringe Interesse wurde genannt, dass MmB ihre Mei-

nung zu wenig an die Öffentlichkeit transportieren (I2 Z. 166-167) und der zeitliche 

Rahmen für solche Veranstaltungen schwierig sei (I2 Z.179-182). 

5.2.4 Informationspflicht 

 
Zur dieser Thematik wurde von einem Experten gesagt, dass es viele Möglichkeiten 

gibt, um sich Informationen zu suchen. Des Weiteren seien Informationen oft zu kom-

plex und unverständlich für MmB (I1 Z.130-131; (2 Z. 84-89). 

Tabelle 3 Informationspflicht aus Sicht der Experten 

Dritte Instanzen sehen Infoplicht bei … Menschen 
mit Behinde-
rung 

Arbeitgeber sich selbst 

Interview 1- Beleg Zeile   118-120    118-120    

Interview 2- Beleg Zeile 84-89  84-89   

Interview 3- Beleg Zeile  128-129       

Interview 4- Beleg Zeile 44-46 44-46 44-46 

Interview 5- Beleg Zeile 70-75 70-75 70-75 

 

5.2.5 Rolle des Integrationsamtes/Integrationsfachdienst 

 
2 Experten gaben an, dass sie MmB an das Integrationsamt verweisen (I1 Z.44-47; I2 

Z 52- 61-und Z. 471- 472). Ein Experte hatte angegeben, dass früher eine enge Zu-

sammenarbeit mit dem Integrationsamt herrschte und bedauerte, dass es gegenwärtig 

nicht mehr so ist (I 3 Z.137 - 138 und Z.147 -148). Der Integrationsfachdienst unter-

stützte den IV - AG bei der Einschätzung der Leistungsfähigkeit der ANmB (I1 258), 

wobei vom Experten gesagt wurde, dass die Informationen vom Integrationsfachdienst 

nicht immer zuverlässig sind (I1 Z. 285- 286).  
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Außerdem wurden die Experten gefragt, ob sie mit anderen dritten Instanzen und Akt-

euren, die mit dem Thema in Verbindung stehen zusammenarbeiten/kooperieren 

möchten (Tab.:4). 

Tabelle 4 Austausch/Kooperation zwischen dritten Instanzen 

 Kein Aus-

tausch unter-

einander 

Sporadischer Kontakt/ 

Fallbezogen mit… 

An Zusammenarbeit 

interessiert 

Interview 1- Beleg Zeile 160, 170 Integrationsfachdienst 

258 

623 - 624 

Interview 2- Beleg Zeile  Integrationsfachdienst  

43-44 , 122 

 

Interview 3- Beleg Zeile 135-148 45-46 , 115 -120  

AG und ANmB 

 

Interview 4- Beleg Zeile 107 - 111     aber nur bei sinnvol-

len Projekten/Dingen 

430-433, 325 

Interview 5- Beleg Zeile 122 - 126 122 - 126 

Organisationen 

181 - 190 

 
Ein Interessenvertreter für MmB gab an, dass er sich jedes Quartal (I2 Z. 190-191) mit 

einem Verband, der den Zusammenschluss aller Behindertenverbände in Zwickau dar-

stellt, trifft (I2 Z. 133-136). Dieser Interessenvertreter stellt das Bindeglied zwischen 

dem Verband und den Kommunalpolitikern der Stadt Zwickau dar (I5 Z. 283; I2 Z. 166-

167). Außerdem stand der Interessenvertreter für MmB vor einigen Jahren mit einer 

Firma und deren Schwerbehindertenvertretung und mit einem Autohaus in Kontakt, 

wobei dieser nicht aufrechterhalten werden konnte (I2 Z.228 - 231). Ein Leistungsträ-

ger beschrieb einen sehr guten Kontakt innerhalb der Instanz und sagte, dass ein re-

gelmäßiger Kontakt zu der Agentur für Arbeit und dem Job - Center besteht (I3 Z.390-

403). 

5.2.6 Gründe für geringe Zusammenarbeit 

 
Zu dieser Problematik wurde bemerkt, dass noch nicht daran gedacht wurde, andre 

beteiligte Instanzen zu den Treffen einzuladen (I2 Z. 119-123). Ein anderer Interview-

teilnehmer sagte, dass er kein Interesse, keine Zeit und keinen Sinn in solchen 

Zusammenkünften sieht( I3 Z. 160-168). 2 Experten sagten, die Personen sind bekannt 

und wenn es ein Problem gibt wird individuell und direkt bei dem jeweiligen Interessen-

vertreter angerufen (I3 Z. 160-168; I4 Z. 125-131). Ebenso wurde Interesse an der Zu-
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sammenarbeit mit der Agentur für Arbeit bekundet, jedoch ist dies seitens der Agentur 

nicht gewollt. Wenn der Kontakt hergestellt wurde, dann konnte er nicht erhalten wer-

den. (I5 Z. 181-190) Ein anderer Experte begründete die geringe Zusammenarbeit da-

mit, dass die anderen Instanzen keine oder wenig Initiative ergreifen um eine Zusam-

menarbeit aufzubauen (I 2 Z.487). 

5.2.7 Konzepte 

 
Einer der Befragten gab an, ein Konzept für seine ehrenamtliche Tätigkeit in Form ei-

nes Arbeitsprogramms entwickelt zu haben (I5 Z.342). Ein anderer Ehrenamtlicher 

berichtete über einen im Entwurf befindenden Inklusionsplan für die Stadt Zwickau (I2 

Z. 264-265) und ein Experte gab zu, dass er keine Zeit für die Entwicklung von Kon-

zepten hat (I3 Z. 181). 

5.2.8 Feedback 

 
Ein Experte meinte, dass es oft positive Rückmeldungen von AG gibt (I1 Z. 213). Hin-

gegen berichteten 3 von 5 Experten, dass sie keine Rückmeldung bekommen und nur 

mutmaßen wenn die ANmB nicht noch einmal wieder kommen, dass die Bera-

tung/Maßnahme erfolgreich war (I2 Z.45-48; I3 Z. 186-196; I5 Z. 139). Ein Leistungs-

träger bekundete sein Interesse an einem Feedback, aufgrund der hohen finanziellen 

Aufwendungen, die für geleistete Rehabilitationsmaßnahmen entstehen. Im Zuge des-

sen empfand er es als sinnvoll eine gewisse Transparenz über die geleisteten Zahlung 

und erfolgten Maßnahmen darzulegen (I3 Z. 186-196, 208). 
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5.2.9 Barrieren  

 

Jeder Experte wurde auch gefragt, welche Barrieren er für die AG in Zwickau sieht Die am häufigsten genannten Barrieren stellt Tabelle 5 dar. 

Tabelle 5 Zentrale Barrieren für Arbeitgeber aus Sicht von dritten Instanzen 

Barrieren für AG Aufwand hoch u.a. 
- Bürokratie 
- Zeit  
- Kosten 

Rechtliche Barrieren 
-  besondere 

Kündigungs-
schutz 

Behinderung = 
Krankheit   

Leistungsfähigkeit der 
ANmB einzuschätzen 

Finanzielle Mittel werden 
nicht gewährt/laufen aus  

Interview 1-  Beleg Zeile 266-27; 282-283 231; 610- 611  244- 253 
 

231-237 

Interview 2-  Beleg Zeile 576-578; 364- 366   64- 69; 94- 100  

Interview 3-  Beleg Zeile 52- 55 52- 55    

Interview 4-  Beleg Zeile   212-214   

Interview 5-  Beleg Zeile 50-53; 214-215 
 

 110- 118  132-133 

 

Neben den zentralen Barrieren sah der IV - AG die Ausgleichsabgabe als Barriere (I 1- 90- 94) und teilte dem Interviewer mit, dass der interne Infor-

mationsfluss in einigen Firmen nicht funktioniert. Das bedeutet, dass der Personalabteilung bekannt war, dass ANmB eingestellt wurden dies aber 

nicht der Finanzabteilung mitgeteilt wurde. Infolgedessen wurde trotz der Erfüllung der Schwerbehindertenquote die Abgabe gezahlt (I1 Z. 436-441). 

Der Experte sagte auch, dass die Medien ein falsches Behindertenbild darstellen und deswegen bekommen AG Angst vor MmB (I1 Z. 501-513). 
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Tabelle 6 Zentrale Barrieren für Arbeitnehmer mit Behinderung aus Sicht von dritten Instanzen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Weitere Barrieren waren: 

- dass Arbeitnehmer mit Behinderung oft nur über Beziehungen in einer Firma angestellt werden (I3 Z. 262- 263) 

- dass in Zwickau die  Automobilbranche  bzw. der technische Wirtschaftssektor vorherrschend ist und die Tätigkeiten oft in Zwangshaltungen 

durchzuführen sind, was eine Beschäftigung von MmB erschwert (I1 Z. 391-396.; I3 Z. 280- 282) 

- dass MmB ungern Verantwortung übernehmen (I5 Z. 260- 263) 

- dass eine Behinderung an sich besteht und die Offensichtlichkeit einer Behinderung (I2 Z.361-362, 375-376) 

 

 

Barieren für ANmB Zugehörigkeit einer soz. 
Minderheit 

- Behindert 
- Alt 

 

Einschätzung der eige-
nen Leistungsfähigkeit/ 
wenig Transparenter 
Umgang mit Behinde-
rung 

Arbeitgeber 
- Wenig Sozi-

al- vorbehal-
te  

Gesetzliche 
Vorteile für 
ANmB sind eher 
ein Nachteil 

Interview 1-  Beleg Zeile 387-382 und Frauen 
Ausländer 

327- 340 
 

  

Interview 2 - Beleg Zeile 375    

Interview 3 -Beleg Zeile   74-76 24-34 

Interview 4-  Beleg Zeile 147-150, 160  184, 310-312,  68-70 237-244 

Interview 5-  Beleg Zeile 229-231  207-210 207-210 
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5.2.10 Barrieren für Dritte 

 
Ein Interviewteilnehmer sah seine eigenen Barrieren bei den Politikern der Stadt 

Zwickau, weil diese das Problem nicht ernst nehmen (I2 Z.151- 152) und zu wenig un-

terstützen (I5 Z. 89-104, Z.380- 383). 2 Experten, die ehrenamtlich tätig waren, gaben 

territoriale und räumliche Barrieren an (I2 Z. 420-431; I5 Z. 159-161, 307-315) sowie 

fehlende finanzielle Mittel (I5 Z. 149-153; 170-173; I2). Ein Experte sagte, dass der 

Datenschutz und die ausschließliche Bindung ans Gesetz ein Hindernis darstellt (I4 Z. 

41, 137). 

5.2.11 Barrieren abbauen 

 
3 Experten waren der Meinung, dass die Barrieren zwischen AG und ANmB nicht 

durch den Interessenvertreter abgebaut werden können, sondern durch AG und ANmB 

selbst beseitigt werden. Die Interessenvertreter können dabei nur unterstützend wirken 

(I1 Z.372-374; I3 Z.332- 334; I4 Z.254; Z.445- 446). Ein Experte sah den Gesetzgeber 

in der Pflicht, die Barrieren zwischen AG und ANmB abzubauen (I2 Z. 398). Ein weite-

rer Experte sagte, der AG sollte sich einfach auf die Problematik einlassen (I4 Z. 216-

217). 

 

5.3 Erleben 

 
In dieser Kategorie wurden die Interviewteilnehmer nach dem Arbeitgeber- und Behin-

dertenbild gefragt. 

5.3.1 Arbeitgeberbild  

 
3 von 5 Experten schätzten die AG als zu wenig aufgeschlossen (I1 Z. 266; I2 Z. 459; 

I5 Z. 218-219), zu Stur (I3 Z.313-318) und zu wenig über die Thematik aufgeklärt ein. 

Dass AG zu wenig über die Thematik aufgeklärt sind, bestätigte sich durch die Aussa-

ge eines Experten, der einen AG kannte, der einen Schock bekommen hatte, weil sei-

ne Mitarbeiterin eine Kur in Anspruch nahm und er daraufhin vermutete, sie sei schwer 

krank, was aber nicht der Fall war (I3 Z. 374-376 ). Ebenso wurde gesagt, dass die 

Wirtschaftlichkeit bei der Mehrzahl von Unternehmen an erster Stelle steht und nicht 

der Mitarbeiter (I3 Z. 446-451). 

5.3.2 Behindertenbild von Dritten 

 
2 von 5 Experten waren der Meinung, dass sich Menschen mit Behinderung zu wenig 

bemühen, egoistisch und eher auf sich bedacht sind (I2 Z.156-158; 460- 461; I4 Z. 
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247-252). Ebenso wurde gesagt, dass ANmB ihre Behinderung in den Vordergrund 

stellen (I4 Z. 448-454) und wenig belastbar sind (I3 Z. 303). Wohingegen ein Experte 

ANmB als offen und kompromissbereit gegenüber dem AG einschätzte (I5- Z.223 - 

227). 

Ein Experte sagte: „Behindertenverbände zum Beispiel untereinander halten sich für 

behinderter als sie sind“ (I4 Z. 254 - 255). 

5.3.3 Behindertenbild von AG 

 
3 Interviewteilnehmer waren der Meinung, dass AG eine Behinderung mit einer geisti-

gen Behinderung und verminderter Leistungsfähigkeit gleichsetzen (I2 Z. 392-394; I4 

Z.223-225; I5 Z.45- 47). 

5.3.4 Erleben der eigenen Barrieren  

 
2 Experten berichteten, dass der Wille zum Helfen vorhanden sei, es aber aufgrund der 

vielen Arbeit nicht machbar ist, sich mit dem Thema intensiver auseinanderzusetzen(I3 

Z. 329-331; I2 Z. 236 - 240). Ein ehrenamtlicher Experte beschrieb seine eigenen Bar-

rieren als frustrierend (I5 Z.420-431). Ebenso beschrieb er seine Tätigkeit als wertlos 

und äußerte Zweifel an seiner ehrenamtlichen Position. Ebenso verglich er seine Posi-

tion mit einem „Bittsteller“, weil er selbst nur gebeten wird und selbst nur bitten darf (I2 

Z. 259, 322-345, 485, 420-431). Außerdem beschrieben beide ehrenamtlichen Exper-

ten,  die Behindertenproblematik als Kampf und Kampfplatz (I5 Z. 89-104, 254344; I2 

Z.228-231). 

 

5.4 Zukunftsvorstellungen 

 
In dieser Kategorie wurde u.a. nach Ideen und der weiteren, zukünftigen Entwicklung 

gefragt. 

5.4.1 Teilhabe am Arbeitsmarkt und gesellschaftlichen Leben 

 
Die Situation auf dem Arbeitsmarkt für ANmB wurde u. a. damit beschrieben, dass die 

Zahl der arbeitssuchenden ANmB steigt (I2 Z. 502; I4 Z.268-267) und die Möglichkei-

ten nicht mehr gegeben sind, geeignete Arbeitsplätze für diese Bevölkerungsgruppe 

bereitzustellen (I3 Z. 291- 292). Des Weiteren wurde gesagt, dass immer mehr ANmB, 

darunter auch Menschen mit geistiger Behinderung, nicht mehr in Werkstätten unter-

gebracht werden, sondern auf den Helfermarkt für einfache Tätigkeiten drängen (I4 Z. 

360- 364). Eine andere Meinung war, dass sich die Situation verbessert, weil es sich 
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die AG nicht mehr erlauben können Arbeitnehmer krankheitsbedingt zu kündigen oder 

geeignete Fachkräfte ohne Behinderung zu rekrutieren (I3 Z.490- 494; I5 Z. 244-245). 

5.4.2 Rolle der Experten 

 
Ein Experte sah sich zukünftig in der Rolle des Vermittlers (I3 Z.502) und einer in der 

Rolle des Ratgebers( I5 Z. 348). 

5.4.3 Verbesserungsvorschläge 

 
3 von 5 Experten waren der Meinung, dass verstärkt Öffentlichkeitsarbeit d.h. Best-

Practice Beispiele in die Presse gelangen sollen (I1 Z. 492-496; 680-684; I3 Z.309; I4 

Z. 174). 

Neben diesem zentralen Aspekt wurde vom IV- AG angegeben, dass er ein Netzwerk 

gründen will, in dem alle Akteure und AG integriert werden sollen (I1 Z. 182-185). Des 

Weiteren wurde angegeben, dass den AG auch zukünftig Informationsveranstaltungen 

angeboten werden, wobei die Aufklärungsveranstaltungen über ANmB in Kombination 

mit dem Thema Personalgewinnung stattfinden soll (I1 Z. 492-496, 654-659).  

Ein anderes Argument war, dass eine hauptamtliche Stelle für einen Behindertenbeauf-

tragten in der Stadt Zwickau geschaffen werden soll (I5 Z.29-530). 

Außerdem wurde der Vorschlag unterbreitet, dass die Kommunen bei Ausschreibungs-

verfahren bspw. für Bauvorhaben explizit darauf hinweisen sollen, dass Firmen die 

MmB beschäftigen bevorzugt werden. Jedoch besteht hierbei auch die Möglichkeit, 

speziell für ein Bauprojekt MmB einzustellen und denen auch nach Ablauf des Projekts 

die Chance zu geben in dem Betrieb weiter zu arbeiten. Dadurch kann der ANmB sich 

beweisen und der AG kann die fachliche Eignung feststellen (I4 Z. 406 - 413). Eine 

weitere Möglichkeit, um benachteiligte Gruppen wie MmB in das Arbeitsleben zu integ-

rieren, besteht darin Eigenbetriebe zu gründen (I4 Z. 396- 405). Ein letzter Vorschlag 

von IV- MmB war, dass ein Behindertenrat mit allen Akteuren, die eine zentrale Rolle 

bei der Thematik einnehmen, mit der Stadt Zwickau zusammen gebildet wird (I 5 

Z.292- 296). 

5.4.4 Wünsche der Experten 

 
Im Gespräch mit den Experten wurden folgende Wünsche genannt:  

- die Problematik gemeinsam angehen, das bedeutet AG, ANmB, dritte Instan-

zen, Eltern, Schulen (I4 Z.346 359; I2 Z. 611-617.; I4 Z.516-518 ) 

- mehr Offenheit, Normalität (I2 Z611-617) 
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- AG sollen auf Leistungsträger zukommen und mit ihnen bzgl. möglicher Reha-

bilitationsmaßnahmen und Leistungen in Kontakt treten (I3 Z. 229- 233) 

- persönliche Kraft soll ausreichen um für MmB da zu sein  (I5 Z. 354-355) 

 

5.5 Zufallsbefunde-Dinge mit denen nicht gerechnet wurde 

 
Ein Experte berichtete darüber, dass ein LKW Fahrer, der aufgrund gesundheitlicher 

Einschränkungen und eventueller Behinderung seinen Beruf nicht mehr ausüben kann, 

im Gegensatz zur allgemeinen Erwartung der breiten Bevölkerung, nicht zwangsläufig 

zum Speditionskaufmann umgeschult werden muss, sondern die Möglichkeit haben 

soll, in eine andere Branche zu wechseln (I3 Z. 267-273). 

Ein IvMmB sagte: „[…]man zweifelt immer daran ob man in seiner Funktion ob man 

einen gewisse Wertigkeit hat oder ob du einfach Der bist Der hier eben sein muss , 

weil es das Gesetz so vorgibt aber in Wirklichkeit auch wenn Du nicht da bist geht es 

uns genau so gut“ ( I2 Z. 341-345). 

Ein IV - ANmB stellte sich die Frage, ob MmB eine höhere Wertigkeit haben oder Men-

schen mit Migrationshintergrund in Zwickau mehr Wert sind (I2 Z. 545). 

Der IV - AG und ein Leistungsträger gaben an, dass sie bereits Fachkräfte mit Behin-

derung an AG weiter vermittelt hatten, ohne selbst bei der Agentur für Arbeit zu arbei-

ten (I1 Z. 405-406, 462-463; I3 Z. 430- 438). 

Ein Experte sagte, dass Menschen mit geistiger Behinderung für eine bestimmte Tätig-

keit genau passen, „weil die, die emotionale Schiene ausblenden“(I1 Z.471- 474).  

Ein Experte stellte sich die Frage, warum das Thema auftaucht und an was es liegt und 

welche Gründe es hat (I1 Z.718-721). 

2 Experten waren der Meinung, dass das Problem der Inklusion im Kindesalter beginnt 

und sich bis ins Arbeitsleben erstreckt (I2 Z.108-100; I5 Z. 75-86). 

Ein Zwiespalt besteht darin, dass IV - ANmB dazu raten die Behinderung aufgrund der 

Vorteile bekannt zu geben (I2 Z.93-100) und auf der anderen Seite sollte ein ANmB 

abwägen, ob er die Behinderung offen darlegt  (I2 Z. 580-585). 

Von einem Experten wurde die Arbeitsplatzsuche für ANmB als Glückssache beschrie-

ben (I4 Z. 448-454). 
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6 Diskussion 
 

Im Diskussionskapitel findet nachfolgend eine kritische Auseinandersetzung mit der 

Untersuchungsmethode statt. Außerdem werden die wichtigsten Aussagen der Inter-

viewteilnehmer diskutiert und bewertet. 

6.1 Methodenkritik 

 
Die Methodenkritik dient dazu, die gesamte Untersuchung mit all ihren Überlegungen 

kritisch zu reflektieren und damit die Stärken und Schwächen sowie die Grenzen der 

Untersuchung retrospektiv zu betrachten. (vgl. Bortz, Döring, 2006, S.89) 

Zu den Schwächen der Untersuchung zählte, dass die qualitative Untersuchung keine 

Repräsentativität aufwies und somit keine Aussagen von der gezogenen Stichprobe 

auf die Grundgesamtheit der befragten Experten zuließ. Des Weiteren wurde festge-

stellt, dass an einigen Stellen der Interviews nicht tiefgründiger nachgefragt wurde und 

geschlossene Fragen gestellt wurden. Dies wurde beispielsweise im Interview 1 Zeile. 

196-197; Interview 2 Zeile 129-130, 317, Interview 3 in Zeile 183; Interview 4 in Zeile 

112, 139, 326, 428 oder im Interview 5 Zeile 65 festgestellt. Insgesamt gesehen war 

der Interviewer, trotz des vorab durchgeführten Testinterviews, tendenziell zu unerfah-

ren, um die Experteninterviews optimal zuführen. Für eine weitere, ähnliche Untersu-

chung wären ein Training oder eine Weiterbildung zur Interviewführung und die vorhe-

rige Durchführung von zwei Testinterviews empfehlenswert. Außerdem fiel bei der 

Auswertung der Interviews auf, dass in der Kategorie Erleben die Frage nach dem 

Verhältnis zwischen den Akteuren bereits durch die in der Kategorie Erfahrungen ins-

besondere bei der Zusammenarbeit und Kooperation beantwortet wurde.  

Zu den Stärken der Untersuchung zählten, dass die Gütekriterien vorab festgelegt und 

speziell für diese qualitative Untersuchung definiert und mit der Methodenkritik in die-

sem Kapitel vollständig erfüllt wurden. Die vorab erstellte Mind- Map und das Exposé 

dienten als eine gute Grundlage für die strukturierte Erstellung der BA. Der Interview-

leitfaden stellte eine gute Unterstützung dar, um den roten Faden in den Gesprächen 

kontinuierlich beizubehalten, weil die Gesprächspartner hin und wieder vom Thema 

abschweiften.  
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6.2 Ergebnisdiskussion  

 
Neben beruflichen Barrieren die AG und ANmB tangieren, existieren auch für dritte 

Instanzen eine Reihe von Hindernissen die es zu bewältigen gilt. 

Enttäuschend war, dass kein bzw. nur im geringen Maße ein regelmäßiger und geziel-

ter Austausch und Zusammenarbeit zwischen den befragten Experten sowie zu ande-

ren Mitspielern am Behindertenmarkt in Zwickau stattfand; und das obwohl drei Exper-

ten von einer Art Überforderung sprachen und das Thema nicht genügend unterstützen 

können. Aus diesem Grund wurde die Etablierung eines Behindertenbeirats in Zwickau 

als innovative Idee angesehen. Das Potential zur Umsetzung könnte vom IV - AG 

kommen, weil der befragte Experte einige Maßnahmen nannte, die demnächst umge-

setzt werden. Außerdem war er dem Thema Inklusion und berufliche Teilhabe gegen-

über generell sehr aufgeschlossen und bekundete als einziger Experte sein Interesse 

an den Ergebnissen der BA. Um in Zwickau einen Behindertenbeirat erfolgreich zu 

etablieren, könnte ein Konzept zusammen mit den wichtigsten Akteuren wie bspw. mit 

einem Vertreter der AG, Leistungsträger sowie des Integrationsamtes, Bildungsträger, 

ein Vertreter der caritativen Einrichtungen entworfen werden. Durch diese Arbeitsgrup-

pe könnten vorhandene Projekte begleitet und neue ins Leben gerufen oder verstärkt 

Öffentlichkeitsarbeit betrieben werden. Die Finanzierung könnte durch Sponsoren oder 

über die zahlreichen Fördertöpfe der Europäischen Union und dem Bund abgesichert 

werden. (vgl. ISG, 2006) Obwohl die Zwickauer Kommunalpolitiker den Vorschlag ei-

nes Behindertenbeirates in der Vergangenheit bereits ablehnten, was durchaus auf ein 

Dessinteresse und Unwillen deutet, könnte das ausgearbeitete Konzept und die Argu-

mentation, dass solch ein besonderes, soziales Engagement unter Beteiligung der 

Kommunalpolitikern neben der Automobilindustrie und Robert-Schumann sicherlich ein 

Aushängeschild für Zwickau wäre. Ebenso wird der positive Image Gewinn für alle Be-

teiligten und eine Vorbildfunktion von Zwickau auf andere Städte gesehen.  

Neben diesen Verbesserungsvorschlägen, gab es weitere Ideen die einen umsetzba-

ren und durchaus praktikablen Charakter aufwiesen. Darunter zählte dass, der ehren-

amtliche Behindertenbeauftragte durch eine hauptamtliche Stelle ersetzt werden könn-

te, die Ausschreibungen in den Kommunen so zu gestalten, dass Firmen bevorzugt 

werden, die Menschen mit Behinderung beschäftigen. Für Letzteres könnte ein Geset-

zesentwurf entstehen, in dem dies verankert wird. 

Ein anderer interessanter Aspekt war, dass es zumeist keine Rückmeldung darüber 

gab, ob eine Beratung bzw. Vermittlungen zu einem potentiellen AG oder gestattete 

Leistungen durch einen Leistungsträger erfolgreich und zielführend waren. Von einem 

Feedback könnte vor allem der Leistungsträger profitieren, da hohe Summen an finan-



47 
 

ziellen Mitteln ausgeschüttet werden. Dieser Aspekt spricht bei einem Leistungsträger 

beispielsweise für mehr Transparenz und eine Überprüfung der geleisteten Zahlungen. 

Dafür könnte eine Art Qualitätsmanagement eingeführt werden. Ebenso könnte aber 

auch ein Feedback den ehrenamtlichen Experten helfen, um wieder motivierter das 

Thema zu bearbeiten. Dafür könnte jedem, der eine Beratung in Anspruch nimmt, eine 

Zufriedenheitsbefragung erhalten. Mit dieser Befragung könnten Lob und Kritik sowie 

Ideen von MmB mitgeteilt werden, die dem Experten Anregungen für zukünftige Maß-

nahmen geben. 

Desweitern konnte den Ergebnissen entnommen werden, dass von Seiten der AG und 

ANmB ein geringes Interesse an Informationsveranstaltungen besteht. Bei AG kann 

neben den genannten Gründen auch die Dialektik von Nähe und Distanz eine Rolle 

spielen. Dadurch, dass sich hinter jedem AG eine natürliche Person verbirgt, könnte 

auch er es als unangenehm empfinden, sich mit einem negativ empfundenen Thema 

auseinanderzusetzten. Hingegen könnte ein Grund für das geringe Interesse von 

ANmB damit erklärt werden, dass aufgrund der eigenen Behinderung und Barrieren die 

Motivation und Kraft fehlt; sich für die eigene Problematik zu engagieren. Die Experten 

kritisierten aber auch, dass einige MmB nur ihre eignen Probleme sehen und beschrie-

ben sie deshalb als egoistisch. Ein anderer Grund könnte sein, dass MmB sich zu sehr 

auf ihre Interessenvertreter, wie Vereine und Verbände verlassen, wobei diese das 

Sprachrohr für behinderte Menschen sein sollten. Doch wie sollen die Interessenvertre-

ter MmB angemessen vertreten, wenn sie selbst mit Barrieren in Berührung kommen 

und um das Thema kämpfen sowie teilweise resignieren? 

Im Vergleich zur Studie B schätzen Zwickauer Experten u .a. den Kündigungsschutz, 

den Aufwand / Kosten/ Nutzen oder die Leistungsfähigkeit als Barrieren für AG ein. 

Außerdem stellen die Experten, klar, dass eine Behinderung in Verbindung mit einem 

hohen Alter nur geringe Chancen für AG mit sich bringen. Hierbei stellt sich die Frage, 

inwiefern die Gesetzmäßigkeiten, wie das Grundgesetz, AGG oder SGBIX wirklich hel-

fen, um eine Diskriminierung zu vermeiden. Welcher Anreiz geschaffen werden muss, 

lässt sich schwer sagen. Eine Möglichkeit wäre, dass die Politik mehr Anreize durch 

finanzielle Mittel oder durch eine erhöhte Ausgleichsabgabe schafft. Ein letzter interes-

santer Gesichtspunkt war, dass es anscheinend in einigen größeren Firmen Kommuni-

kationsprobleme gibt, wie bspw. dass die Finanzabteilung nicht darüber in Kenntnis 

gesetzt ist, dass die Personalabteilung einen ANmB eingestellt hat und somit eine 

Ausgleichsabgabe gezahlt werden muss. Mit solch einer Tatsache stellt sich eine Fir-

ma selbst eine Barriere auf. Obwohl der Datenschutz lediglich von einem Experten als 

Barriere benannt wurde, betrifft er alle Experten, wobei der Datenschutz aus Sicht des 

Forschenden nicht unbedingt als eine Barriere gesehen wurde. Denn mit etwas Auf-
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wand kann der Datenschutz mit einer schriftlichen Einverständniserklärung von ANmB 

und AG umgangen werden. Schließlich stellte die geringe Offenheit vom MmB gegen-

über ihrem AG eine Barriere dar und auch die Offenheit eine Barriere. Eine eindeutige 

Antwort, welches Verhalten in solch einem Falle besser ist, konnte kein Experte ein-

deutig geben. Eines ist aber sicher, dass das eines der schwierigsten Entscheidungen 

ist. Hierbei sollte abgewogen werden, ob eine Behinderung sichtbar ist und ob eine 

Stelle im öffentlichen Dienst angeboten wird. 

Ein Experte sagte zudem „Behindertenverbände zum Beispiel untereinander halten 

sich für behinderter als sie sind“ (I4 Z.254- 255). Diese Aussage deutet darauf hin, 

dass der Experte genervt von der Problematik ist. Die Frage ist, ob der Leistungsträger 

grundsätzlich die Motivation und die Initiative ergreifen will, um sich für die Thematik 

einzusetzen. Hier wurde jedoch auch deutlich, dass es zeitnah eine verbesserte Zu-

sammenarbeit zwischen dritten Instanzen geben muss, um das Thema nicht noch wei-

ter negativ betrachtet wird. 

Ein Experte merkte an, dass geistige behinderte Menschen für eine bestimmte Tätig-

keit genau passen, „weil sie, die emotionale Schiene ausblenden“ (I1 Z.471 - 474). Hier 

wurde deutlich, wie unmenschlich teilweise AG denken. Diese Aussage bestätigt, dass 

AG nicht ohne Grund tendenziell negativ von dritten Experten eingeschätzt wurden. 

Dass so gedacht wurde, bestätigt die gegenwärtige Situation des Leistungsdruckes der 

auf alle Arbeitnehmer einwirkt  

Eine Aussage einer ehrenamtlich tätigen Person war besonders beeindruckend. Der 

Experte stellte sich die Frage, ob in Zwickau ein Mensch mit Behinderung oder ein 

Ausländer mehr Wert sei, weil es eine hauptamtliche Gleichstellungs- und Ausländer-

beauftragten gibt, aber keinen hauptamtlichen Behindertenbeauftragten, obwohl in 

Zwickau mehr MmB als Ausländer leben. Eine Antwort darauf gibt es nicht und wäre 

ethisch und moralisch nicht vertretbar, jedoch berechtigt. Es gilt die Frage zu stellen, 

anhand welcher Kriterien entschieden wurde, welche Position hauptamtlich und welche 

ehrenamtlich zu besetzen war.  

Über die zukünftige Teilhabe am Arbeitsleben von MmB äußerten sich die Experten für 

Zwickau zwiespältig. Einerseits wurde der Fachkräftemangel als Chance für ANmB 

genannt. Andererseits werden spezielle Büro- und Verwaltungsarbeitsplätze rar. Als 

ein Vor- und Nachtteil kann die vorherrschende Automobilindustrie bzw. technischer 

Wirtschaftssektor für Zwickau gesehenen werden, weil diese Branche eine enorm hohe 

Anzahl an Arbeitsplätze, auch für ANmB geschaffen hat. Der Nachteil war, dass 

ANmB, die kein technisches Verständnis besitzen oder es ihnen aus gesundheitlichen 
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Gründen nicht möglich ist, in dieser Branche zu arbeiten enormen Schwierigkeiten 

ausgesetzt sind, eine geeignete Stelle in einer anderen Branche zu finden.  
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7 Zusammenfassung und Fazit 
 

Historisch gesehen wurden und werden MmB seit der Römischen Antike bis in die Ge-

genwart benachteiligt, weil sie den Vorstellungen der Bevölkerung nicht entsprachen 

bzw. nicht entsprechen. Vor allem die Zeit des NS- Regimes war prägend für die Ver-

gangenheit, da grausame Morde an Menschen mit Behinderung verübt wurden. Ein 

Meilenstein für die Stärkung der Behindertenrechte wurde zu Beginn des 20. Jh.u. a 

mit der Verabschiedung des Grundgesetzes, des Allgemeinen Gleichstellungsgesetzes 

und dem SGB IX sowie der im Jahr 2006 in Kraft getretenen Behindertenrechtskonven-

tion gelegt. In Bezug auf die berufliche Teilhabe wurde vor allem durch das neunte 

Sozialgesetzbuch und das AGG eine Basis geschaffen, um die Rechte und Pflichten 

von ANmB zu stärken und zu wahren. Dass diese Problematik Diskrepanzen aufwirft 

wurde durch eigene Erfahrungen sowie Informationen aus verschiedenen Medien be-

legt. Aus diesem Grund wurden die beruflichen Barrieren von Arbeitgeber, Arbeitneh-

mer mit Behinderung sowie dritten beteiligten Instanzen in der BA untersucht. Die Ba-

sis für die Untersuchung bildete eine ausführliche Literaturrecherche, durch die Re-

cherche konnte der aktuelle Forschungsstand abgebildet und ein geeignetes Erhe-

bungsinstrument ausgewählt werden. Aufgrund der Stichprobenauswahl wurden sechs 

leitfadengestützte Experteninterviews, inklusive Pretest, im Zeitraum vom 26.05.2014 - 

19.06.2014 in der Stadt Zwickau durchgeführt. Im Fokus der Befragung standen die 

Barrieren der Experten sowie die Zusammenarbeit untereinander. Außerdem zählten 

die Aussagen über die zukünftigen Vorstellungen sowie die Verbesserungsvorschläge 

der Experten als zentrale Ergebnisse. 

Die Problematik der Inklusion und der beruflichen Teilhabe war in Zwickau nur verein-

zelt präsent und steckt noch in den Kinderschuhen. Im Vordergrund standen zumeist 

die Barrierefreiheit für Menschen mit Geh- oder Sehbehinderung. Explizit zum Thema 

berufliche Barrieren von MmB konnten nur vereinzelt Maßnahmen festgestellt werden. 

Neben dieser Tatsache wurden berufliche Barrieren für AG, ANmB und dritte beteiligte 

Akteure ermittelt, wobei vor allem die beruflichen Barrieren von dritten Instanzen auf-

schlussreich waren und Anlass für einen möglichen Handlungsbedarf gaben. Es wurde 

festgestellt, dass es ehrenamtliche Experten nicht aus eigener Kraft schaffen, das 

Thema zukünftig intensiver zu bearbeiten. Deshalb wird empfohlen, dass dritte Instan-

zen gemeinsam an der Inklusion von MmB arbeiten und bspw. die berufliche Teilhabe 

verbessern. Dafür sollen sie ihre langjährigen Erfahrungen nutzen und versuchen, die 

Kommunalpolitiker von Zwickau verstärkt für die Problematik zu gewinnen. Ein ge-

meinsames Projekt wäre zum Beispiel die Schaffung eines Behindertenbeirats oder die 

Gründung einer Art Netzwerk, in welchen die wichtigsten Mitspieler am Behinderten-
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markt beteiligt sind. Den Impuls dazu, könnte der Interessenvertreter für AG geben. 

Dadurch, dass er der Einzige war, der Interesse an den Ergebnissen der BA bekundete 

und den Vorschlag für ein Netzwerk einbrachte, wurde in dem IV - AG das größte Po-

tential gesehen, um das Thema erfolgsversprechend, strukturierter und zielgerichteter 

zu bearbeiten. Die Stadt Zwickau und die Unternehmen könnten von einem derartigen 

Projekt profitieren, in dem sie mit dem besonderen sozialen Engagement einen Image-

gewinn erfahren und zukünftig ein Vorbild für andere Städte und Kommunen sein könn-

ten. Ein letzter Aspekt, der als zukunftsträchtig gesehen wurde, war der Vorschlag, in 

den Ausschreibungen der Kommunen, bspw. für Bauvorhaben, explizit darauf hinzu-

weisen, dass Firmen die MmB bereits beschäftigen oder für eine Bauphase einstellen, 

bevorzugt den Auftrag bekommen.  

Insgesamt gesehen nehmen dritte Instanzen eine zentrale Stellung ein. Letztendlich 

müssen aber AG und ANmB die Initiative und den Willen besitzen, Ideen und Vor-

schläge zukünftig gemeinsam mit den Akteuren umzusetzen. Damit kann erreicht wer-

den, dass bspw. Lehrer mit Down Syndrom als wertvoll für die Gesellschaft angesehen 

werden. 
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Anlage 2 Interviewleitfaden 

 

 

Leitfadengestütztes - Experteninterview 

 

Name des Interviewten__________________________________________________ 

Funktion/Tätigkeit des Befragten___________________________________________ 

Arbeitsstelle___________________________________________________________ 

Datum des Interviews____________________________________________________ 

 

Vorbemerkungen des Interviewers__________________________________________ 

- Name  

- Institution 

- Tätigkeit 

- Thema, Ziel der Befragung/der Bachelorarbeit 

- Voraussichtliche Dauer des Interviews 

- Hinweis –Einverständniserklärung 

 

1.Kategorie- Persönliche/Soziographische Daten______________________ 
 
Leitfrage - Wie sind Sie zu dieser Position gekommen? 

 
Vertiefungsfragen 
 

- Werdegang?  
- Freiwillig? 
- Beweggründe? 

- Eigene Behinderung? 

- Wie lange in dieser Position 

- Aufgaben? –in Bezug auf Thematik 

 

2. Kategorie: Erfahrungen_________________________________________  

Leitfrage - Welche Erfahrungen haben Sie mit Barrieren in Ihrer Position/ 

Instanz bisher gemacht?  

Vertiefungsfrage - Erfahrungen mit: 

 Aufklärungs-/Informationsarbeit /Hilfsangebote 

Wer nutzt das? 

Wer hat die Pflicht Infos transparent zu machen? 
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wo muss initiative von AG, ANmB kommen? 

 Wie ist die Zusammenarbeit/ Austausch /Kooperation 

mit Unternehmen/ deren Behindertenbeauftragten 

mit ANmB? 

sonstige Instanzen 

Regelmäßig  

 

 Was haben Sie/Ihre Instanz konkret erreicht /verändert? 

Konzepte? 

positive /erfolgreiche Maßnahmen? 

Erhebungen Zufriedenheit 

Feedback, dass die Maßnahmen erfolgreich waren? 

Von wem Feedback ? 

Rückschläge/Fehlplanungen? 

 

Vertiefungsfrage - Erfahrungen mit Barrieren/Hemmnisse  

 Wo für AG ? 

(Vorteile/Nachteile 

(Besonderer Kündigungsschutz, Nachteilsausgleiche mehr Urlaub) 

 Wo für ANmB  

Vorteile /Nachteile  

Wer hat Pflicht ANmB –AG-Sie- bei Barrieren Abbau zu unterstützen? 

 Wie kann Überwindung der eigenen Barrieren, der von AG und 

ANmB stattfinden, 

Wer kann helfen 

 

3.Kategorie Erleben_________________________________________ 

Leitfrage - Wie erleben Sie diese Barrieren? 

 

Vertiefungsfrage 

  Behindertenbild -für Sie und die AG in Zwickau? 

 Verhältnis zwischen den Akteuren? 

  Teilhabe der ANmB am Arbeitsmarkt in Zwickau? 
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4. Kategorie Zukunftsvorstellung______________________________ 

Leitfrage - Welche Vorstellung haben Sie zukünftig über die Prob-

lematik? 

Vertiefungsfragen 

 Maßnahmen/Handlungsbedarf von Ihnen/Ihrer Instanz 

 Zukünftig mit anderen Instanzen mehr Zusammenarbeit? 

 realistische Entwicklung zwischen AG und ANmB in Zwickau ? 

 Was nehmen Sie dabei für eine Rolle ein? 

  Wünsche/Verbesserungsvorschläge? 

Möchten Sie noch etwas hinzufügen? 

 

Zufallsbefunde- Dinge mit denen ich nicht gerechnet habe 

Danksagung 
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Anlage 3 Einverständniserklärung für Interviewteilnehmer 

 

Einverständniserklärung 

 

Thema:   Menschen mit Behinderung in Zwickau –Untersuchung beruflicher  

   Barrieren die AG, ANmB sowie Dritte tangieren.  

Interviewerin:  Frau Claudia Blümel (Studentin, Pflegemanagement, 6. Semester) 

 

Ziel der Studie:  Die Barrieren die es für 3te gibt zu untersuchen, sowie die Barrieren die 

für AG und ANmB existieren aus Sicht der befragten Experten zu erfor-

schen. Letztlich sollen Möglichkeiten untersucht werden die den Akteu-

ren es ermöglicht, diese Barrieren zu überwinden.   

 

Interviews sollen geführt und durch ein Tonaufnahmegerät aufgezeichnet werden. Diese Auf-

zeichnungen stehen ausschließlich Claudia Blümel zur Verfügung. In der Bachelorarbeit werden 

Beispiele aus den Interviews angeführt, alle Zitate sowie Namen und Funktion bleiben anonym. 

Der/Die Teilnehmer/in ist nicht verpflichtet, jede Frage zu beantworten und kann das Interview 

jederzeit beenden. 

Die Aufzeichnungen werden sofort nach dem Abschluss der Erhebungsphase gelöscht. 

 

Hiermit bestätigt Herr/Frau _____________________________________________ an dem 

obengenannten Interview teilzunehmen.  

Ich bin darüber informiert, dass die Teilnahme freiwillig, anonym ist und ich jederzeit meine 

Teilnahme beenden kann. 

 

Unterschrift Teilnehmer/in________________________________________________ 

 

Unterschrift Claudia Blümel______________________________________________ 

 

Datum: 
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Anlage 4 Transkribierte Interviews 

 

Interview 1-5 
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VI Eidesstattliche Erklärung 
 

Mit dieser Erklärung versichere ich, dass ich die vorliegenden Bachelorthesis selbst-

ständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel und Quellen ge-

nutzt habe. Aus fremden Quellen und Passagen übernommene Gedanken sind als 

solche gekennzeichnet. Diese Bachelorarbeit hat in gleicher oder ähnlicher Form noch 

keiner anderen Prüfbehörde vorgelegen. 

 

Zwickau den, 27.10.2014      

 

Claudia Blümel 


